
 

  

S 5 VG 6304/15

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Baden-Württemberg
Sozialgericht Landessozialgericht Baden-Württemberg
Sachgebiet Entschädigungs-/Schwerbehindertenrecht
Abteilung 6.
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 5 VG 6304/15
Datum 31.01.2019

2. Instanz

Aktenzeichen L 6 VG 2424/21 ZVW
Datum 09.12.2021
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Datum -

Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Freiburg
vom 31.Â Januar 2019 wird zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind in allen drei Instanzen nicht zu erstatten.

Â 

Â 

Tatbestand

Die KlÃ¤gerin begehrt die GewÃ¤hrung einer BeschÃ¤digtengrundrente nach dem
Gesetz Ã¼ber die EntschÃ¤digung von Opfern von Gewalttaten (OEG) i. V. m. dem
Bundesversorgungsgesetz (BVG) aufgrund sexuellen Missbrauchs in der Kindheit
durch den zweiten Stiefvater.

Sie ist 1974 in der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik (DDR) geboren
und mit ihren Geschwistern in B aufgewachsen. Ihre Mutter wurde 1981 von ihrem
zweiten Ehemann B1 geschieden und heiratete, nachdem die Familie im Oktober
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1989 Ã¼ber U in den Westen geflohen war, im Februar 1990 den wegen
Republikflucht zu einer 22-monatigen Haft verurteilten Erzieher W, mit dem sie
bereits seit 1981 in einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft zusammengewohnt
hatte. Gegen diesen wurde Ende 1990 ein Ermittlungsverfahren wegen sexuellen
Missbrauchs ihres Bruders (J.B., geb. 1978) eingeleitet. Er wurde schlieÃ�lich wegen
sexuellem Missbrauchs an seinem Stiefsohn in Tateinheit mit fortgesetztem
sexuellen Missbrauch von Schutzbefohlenen in Tateinheit mit fortgesetzten
homosexuellen Handlungen mit Urteil des Amtsgerichts Berlin-Tiergarten (Az.: 10 Ju
Js 4691) zu einer Freiheitsstrafe von einem Jahr verurteilt, deren Vollstreckung zur
BewÃ¤hrung ausgesetzt wurde. Die wÃ¤hrend des laufenden Verfahrens von der
Mutter eingereichte Scheidung wurde zurÃ¼ckgezogen. Diese zog nach der
Entlassung ihres Ehemannes aus der U-Haft wieder mit diesem zusammen und mit
ihm im Juli 1991 nach Westdeutschland.

Die KlÃ¤gerin absolvierte nach dem Abschluss der mittleren Reife 1990 bei der
Allgemeinen Ortskrankenkasse Berlin (AOK) eine Ausbildung zur
Sozialversicherungsfachangestellten und schloss diese 1994 erfolgreich ab. Von
April 1994 bis April 1995 war sie als Kundenberaterin beim Arbeitsamt P und, nach
zwischenzeitlicher Arbeitslosigkeit, von Juni 1995 bis MÃ¤rz 1996 als Mitarbeiterin in
einem PersonalbÃ¼ro tÃ¤tig. Nach einem Bewerbungstraining mit PC-
Zertifikatskurs zu Lasten des Arbeitsamtes begann sie im April 1997 eine TÃ¤tigkeit
bei der BKK P und wechselte 2010 â��Â internÂ â�� zur Siemens
Betriebskrankenkasse (SBK) nach B. Von 2001 bis 2006 war sie in Elternzeit und
danach auf geringfÃ¼giger Basis tÃ¤tig. Seit 2010 arbeitete sie wieder in Vollzeit
als Kundenberaterin, bis das ArbeitsverhÃ¤ltnis zum 30. September 2012 im
beiderseitigen EinverstÃ¤ndnis aufgehoben wurde. Seitdem ist sie keiner TÃ¤tigkeit
mehr nachgegangen und bezieht zwischenzeitlich Rente wegen voller
Erwerbsminderung auf Dauer. Bei ihr ist seit dem 8. DezemberÂ 2011 ein Grad der
Behinderung (GdB) von 70 anerkannt (Bescheid des Landratsamts B-H vom 18.
Dezember 2014 [FunktionseinschrÃ¤nkungen: Posttraumatische
BelastungsstÃ¶rung (PTBS), depressive StÃ¶rung, Funktionsbehinderung der
WirbelsÃ¤ule, operierter Bandscheibenschaden, RÃ¼ckenmarksschÃ¤digung auf
HÃ¶he C4/5, Schulter-Arm-Syndrom, FunktionsstÃ¶rung durch beidseitige
FuÃ�fehlform]).

Am 12. Juni 2012 beantragte sie bei dem Landesamt fÃ¼r Gesundheit und Soziales
â�� Versorgungsamt B (nachfolgend: Landesamt) BeschÃ¤digtenversorgung nach
dem OEG. Beigezogen wurden die Ermittlungsakten des Amtsgerichts P (Az.: 43 Js
792/96) sowie Behandlungsunterlagen.

Aus der Ermittlungsakte Ã¼ber den anzeigten sexuellen Missbrauch der KlÃ¤gerin
und ihres Bruders durch den Stiefvater gingen die Zeugenvernehmungen der
KlÃ¤gerin, ihres Bruders sowie der Mutter hervor. Die KlÃ¤gerin berichtete damals,
dass ihr Stiefvater sie ab dem 10. Lebensjahr ca. drei- bis viermal im Monat
zunÃ¤chst nur im Intimbereich gestreichelt und sie dann im weiteren Verlauf oral
befriedigt habe, wobei er jeweils an seinem eigenen Glied teilweise bis zum
Samenerguss manipuliert habe. Der Stiefvater lieÃ� sich dahingehend ein, dass die
VorwÃ¼rfe nicht zutreffend seien. MerkwÃ¼rdig an dem behaupteten Missbrauch
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seiner Stieftochter sei insbesondere, dass sie mit ihrem Freund seiner Frau
hinterhergezogen sei und immer die NÃ¤he gesucht habe. Dies hÃ¤tte sie sicherlich
dann nicht getan, wenn sie von ihm missbraucht worden wÃ¤re. Bis vor kurzem
habe seine Ehefrau die Angaben der KlÃ¤gerin fÃ¼r vÃ¶llig unglaubwÃ¼rdig
erachtet, zumal sie ihm gegenÃ¼ber erklÃ¤rt habe, dass er praktisch nie mit der
KlÃ¤gerin allein gewesen sei. Erst als er seiner Frau erklÃ¤rt habe, dass er nach
diesen VorwÃ¼rfen mit der KlÃ¤gerin nicht mehr sprechen werde, habe sich seine
Frau endgÃ¼ltig von ihm getrennt. Mit Urteil des Landgerichts Paderborn vom 31.
Oktober 1997 (Az.: 1 Kls 43 Js 792/96) wurde der Stiefvater im Hinblick auf den
Bruder wegen sexuellen Missbrauchs eines Schutzbefohlenen in 41 FÃ¤llen, davon
in 15 FÃ¤llen in Tateinheit mit sexuellem Missbrauch eines Kindes zu einer
Gesamtfreiheitsstrafe von vier Jahren verurteilt (vgl. die Ã�nderung des
Schuldausspruchs wegen teilweiser VerjÃ¤hrung durch Beschluss des BGH vom
5.Â Mai 1998 [4Â StRÂ 151(98]).

Im Entlassungsbericht der V-klinik Ã¼ber die im Zeitraum vom 31. August bis 12.
Oktober 2004 durchgefÃ¼hrte stationÃ¤re Rehabilitation wurde eine mittelschwere
depressive Episode sowie eine PTBS diagnostiziert und ein LeistungsvermÃ¶gen von
sechs Stunden und mehr fÃ¼r die letzte berufliche TÃ¤tigkeit sowie fÃ¼r den
allgemeinen Arbeitsmarkt gesehen. Zur Anamnese wurde dargelegt, dass sich die
KlÃ¤gerin als psychisch ausgebrannt beschrieben habe. Sie fÃ¼hle sich durch ihren
hyperaktiven Sohn Ã¼berfordert und habe hÃ¤ufig psychisch bedingte
Kopfschmerzen. Sie sei oft frustriert und Ã¼berreizt, esse aus Frust Schokolade. Sie
arbeite bei der BKK in der RechnungsprÃ¼fung und befinde sich derzeit im
Erziehungsurlaub. Die RehabilitationsmaÃ�nahme sei arbeitsfÃ¤hig angetreten
worden, im psychischen Befund sei sie bewusstseinsklar, zu allen QualitÃ¤ten
orientiert bei unauffÃ¤lliger Konzentration und Aufmerksamkeit gewesen. Die
Erfahrung der sexuellen Traumatisierung habe zur Ausbildung einer unsicheren
Bindung gefÃ¼hrt. Sie kÃ¶nne das BedÃ¼rfnis nach befriedigender Bindung kaum
ausleben, das GefÃ¼hl der intimen NÃ¤he erzeuge bei ihr ein SpannungsgefÃ¼hl.
Die Forderung von den anderen nach noch mehr NÃ¤he werde als sehr belastend
erlebt. Hinsichtlich der Therapieziele hÃ¤tten deutliche Fortschritte erarbeitet
werden kÃ¶nnen. Die Entlassung sei in deutlich gebessertem arbeitsfÃ¤higen
Zustand erfolgt.

Die FachÃ¤rztin fÃ¼r Psychiatrie und Neurologie Dr. C-B beschrieb diagnostisch
eine PTBS mit rezidivierenden depressiven Stimmungen, AngstzustÃ¤nden und
zeitweiligen Dissoziationen. Es seien Antidepressiva eingesetzt worden,
Psychotherapie und ein Aufenthalt in einer Fachklinik fÃ¼r Psychosomatik erfolgt.
Die erste Behandlung sei 2000 nach vier Jahren und 50 Sitzungen abgeschlossen
worden. Eine Wiederaufnahme sei nach der Dekompensation durch die Geburt der
beiden Kinder erfolgt. Eine folgenlose Ausheilung liege nicht vor, eine
StressanfÃ¤lligkeit und rezidivierende Depressionen seien mÃ¶glich.

Die FachÃ¤rztin fÃ¼r Psychiatrie und Neurologie B2 gab eine Behandlung vom 10.
Juli 2008 bis 26. Februar 2010 an. Diese sei aufgrund der Diagnosen einer
wiederkehrenden depressiven StÃ¶rung bei einer komplexen PTBS erfolgt.
ErgÃ¤nzend legte sie unter anderem den Befundbericht vom 23.Â Februar 2010 vor,
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wonach die KlÃ¤gerin angegeben habe, dass es ihr schlecht gehe, da eine
Partnerschaftskrise bestehe. Sie sei unsicher, wie sie sich verhalten solle. Sie
fÃ¼hle sich an KrÃ¤nkungs- und Ablehnungserlebnisse aus der Vergangenheit
erinnert.

Die FachÃ¤rztin fÃ¼r Nervenheilkunde Dr. B3 beschrieb rezidivierende depressive
Episoden, zuletzt mittelgradig. Seit der Trennung vom Partner 2011 bestÃ¼nden
anhaltend wechselnde kÃ¶rperliche Beschwerden.

Vom 2. MÃ¤rz bis 1. Juni 2012 befand sich die KlÃ¤gerin in der naturheilkundlichen-
internistischen Tagesklinik des I-Krankenhauses-B. Zur Anamnese wurde im
Entlassungsbericht ausgefÃ¼hrt, dass die KlÃ¤gerin seit Mai 2011 schwere
RÃ¼ckenschmerzen im Rahmen einer Belastungssituation auf der Arbeit wegen
ihres kranken Sohnes beklagt habe. Sie sei belastet durch ihre Arbeitssituation, die
Trennung vom Ehemann sowie die ADHS-Erkrankung des Sohnes. Wegen der
Gesamtsituation habe sie starke AlbtrÃ¤ume und komme nicht zur Ruhe. Im
Rahmen der Psychotherapie sei es vor acht Wochen zu einer Re-Traumatisierung
bei einer bekannten PTBS im Alter von 10 Jahren gekommen. Am Arbeitsplatz habe
es Schwierigkeiten im Team mit einer Mobbing-Situation gegeben, sodass seit
August 2011 ArbeitsunfÃ¤higkeit bestehe.

Weiter veranlasste das Landesamt das aussagepsychologische Gutachten des Prof.
Dr. S nach Aktenlage vom 21. Januar 2013. Danach Ã¼berwÃ¶gen aus
aussagepsychologischer Sicht positive Hinweise auf einen Erlebnisgehalt des im
Antrag genannten sexuellen Missbrauchs durch den Stiefvater, sodass eine positive
Substantiierung der Angaben der Antragstellerin aus 1996 mÃ¶glich erscheine.
Nach Aktenlage bestÃ¼nden keine Hinweise auf frÃ¼here oder gegenwÃ¤rtige
EinschrÃ¤nkungen der AussagetÃ¼chtigkeit. Zur Suggestionshypothese sei
festzustellen, dass sich aus der Akte keine Hinweise auf persÃ¶nlichkeits- oder
stÃ¶rungsbedingte autosuggestive Prozesse fÃ¼r die Zeit vor der
Anzeigeerstattung im Oktober 1996 befÃ¤nden. Die Psychotherapie von September
bis November 1996 kÃ¶nne die Entstehung unbewusster falscher Ã�berzeugungen,
vor zehn Jahren sexuell missbraucht worden zu sein, bei der damals 22-jÃ¤hrigen
KlÃ¤gerin nicht ausreichend erklÃ¤ren. Dass eine bewusste Falschaussage vorliege,
sei sehr unwahrscheinlich. Die Problemlage des vorliegenden Falles sei nicht in der
Beurteilung der FaktizitÃ¤t des sexuellen Missbrauchs durch den Stiefvater zu
sehen, sondern angesichts spÃ¤terer biografischen Belastungen im kausalen
Zusammenhang zwischen den psychischen StÃ¶rungen der KlÃ¤gerin und den
vorangegangenen biografischen Gegebenheiten.

AnschlieÃ�end holte das Landesamt das aussagepsychologische Gutachten der
Dipl.Â Psych. Dr.Â E aufgrund ambulanter Untersuchung vom 19. April 2013 ein.
Dieser gegenÃ¼ber gab die KlÃ¤gerin an, dass sie in der Wochenkrippe habe
betreut werden mÃ¼ssen, da ihre Mutter im Schichtdienst gearbeitet und ihr Vater
sich nicht an ihrer Betreuung beteiligt habe. Dies kÃ¶nne sie ihrem leiblichen Vater
nicht verzeihen, der abends lieber mit Kollegen weggegangen sei. Seit ihre Mutter
1976 ihren zweiten Mann, den Vater ihres 1978 geborenen Halbbruders,
kennengelernt habe, habe diese nur tagsÃ¼ber gearbeitet, sodass die Betreuung in
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einer Tageseinrichtung erfolgt sei. Ihr leiblicher Vater habe spÃ¤ter erneut
geheiratet, zu diesem habe zeitweise Kontakt bestanden, seit 2004 jedoch nicht
mehr. Ã�ber die Ehe mit dem zweiten Mann (bis 1980) habe man ihr immer
erzÃ¤hlt, dass es ein schÃ¶ner Teil ihrer Kindheit gewesen sei. Nachdem sie
wÃ¤hrend der Therapie das GesprÃ¤ch mit ihrer Mutter gesucht habe, habe sie
erfahren, dass dieser Mann zwei Jahre eine Parallelbeziehung gefÃ¼hrt und ihre
Mutter versucht habe, sich das Leben zu nehmen, als sie hiervon erfahren habe. Die
KlÃ¤gerin sei im Nachhinein traurig darÃ¼ber gewesen, dass sie damals als
vierjÃ¤hriges Kind nicht in der Lage bzw. wichtig genug gewesen sei, ihre Mutter
davon abzuhalten. Sie wisse nur noch, dass sich ihre Mutter und der erste Stiefvater
an ihrem Einschulungstag getrennt hÃ¤tten, spÃ¤ter hÃ¤tten sie und ihr Halbbruder
noch Kontakt zu ihm gehabt.

Der zweite Stiefvater sei der Vater ihrer 1985 geborenen Halbschwester. Vor und
wÃ¤hrend der Schwangerschaft sei die Mutter oft im Krankenhaus gewesen und der
zweite Stiefvater habe die Abwesenheit ausgenutzt. Da hÃ¤tten die ersten
Probleme begonnen. Ganz schlimm sei es geworden, als sie mit 13 Jahren ihren
ersten Freund und spÃ¤teren Mann kennengelernt habe. Da sei der Stiefvater
eifersÃ¼chtig gewesen und habe sie kontrolliert. Als sie einmal nicht zum FKK habe
mitkommen wollen, weil es ihr unangenehm gewesen sei sich nackt zu zeigen, habe
ihr Stiefvater sie im Zimmer eingeschlossen und ihre Mutter habe sie als â��blÃ¶de
Kuhâ�� beschimpft. In der Schule sei sie ein ruhiges, Ã¤ngstliches und
schÃ¼chternes Kind gewesen, habe sich im Unterricht kaum getraut, etwas zu
sagen, auch wenn sie sonst gute schulische Leistungen erbracht habe. Sie sei wie
blockiert gewesen, wenn sie etwas habe sagen sollen. SpÃ¤ter habe ihre Cousine
mit im Haushalt gelebt. Ihr spÃ¤terer Ehemann habe mit seinen Eltern im gleichen
Haus gewohnt. Es habe eine Weile gedauert, bis sich eine intime Beziehung
entwickelt habe und sie Sex gehabt hÃ¤tten. Als sie 15 Jahre alt gewesen sei,
hÃ¤tten sie sich fÃ¼r ein Jahr getrennt. Ihr Stiefvater habe das toll gefunden und
versucht sie zu trÃ¶sten. 

Der Wechsel von Ost- nach Westberlin sei fÃ¼r sie sehr schlimm gewesen, da sie
aus ihrem vertrauten Umfeld herausgerissen und vorher immer ein negatives Bild
vom Westen aufgezeigt worden sei. Sie habe als Ostkind fÃ¼r das letzte halbe Jahr
in eine neue Klasse gehen mÃ¼ssen, wo sich alle jahrelang gekannt hÃ¤tten. Das
sei fÃ¼r sie die schlimmste Zeit und die HÃ¶lle auf Erden gewesen. Sie habe so viel
aushalten mÃ¼ssen, sei belÃ¤chelt und beguckt worden, als sei sie ein Wesen aus
dem All. Nach der MauerÃ¶ffnung hÃ¤tten sie nicht zurÃ¼ckziehen kÃ¶nnen. Sie
hÃ¤tten erst in H gewohnt, wo es ihr sehr gut gefallen habe. Dann sei der Schock
fÃ¼r sie gekommen, als sie Anfang 1990 nach N gezogen seien. Sie sei in der
Schule in H geblieben und tÃ¤glich dorthin gefahren. N habe sie als grausam
erlebt. 

Nach ihrem Umzug in den Westen habe sich ihr spÃ¤terer Ehemann wieder
gemeldet. Sie seien seit 1990 bis zu ihrer Trennung vor einem Jahr durchgÃ¤ngig
zusammen gewesen. Nachdem der Missbrauch des zweiten Stiefvaters an ihrem
Bruder bekannt geworden sei, habe sie nur noch Streit mit diesem gehabt, da sie
seine Rechthaberei und Dominanz nicht abgekonnt habe. Im Juli 1991 sei ihre

                             5 / 45



 

Familie nach P gezogen, da insbesondere ihre Mutter in B keine berufliche Zukunft
fÃ¼r sich gesehen habe. Ihre Eltern hÃ¤tten ihre Wohnung in B gegen ein Haus in P
getauscht. Sie habe sofort gesagt, nicht mit umzuziehen, sondern ihre Ausbildung
beenden zu wollen. Sie habe nicht noch einmal gegen ihren Willen umziehen wollen.
Aufgrund des stÃ¤ndigen Streits mit dem Stiefvater sei es kein Thema gewesen mit
umzuziehen. Bei spÃ¤teren Besuchen habe es immer gleich Streit gegeben. 

Sie sei in eine betreute WG gezogen und ihr spÃ¤terer Ehemann zur Bundeswehr
eingezogen worden. Ihre Schwester sei durch die BerufstÃ¤tigkeit beider Eltern auf
der Strecke geblieben und der Missbrauch an ihrem Bruder sei weiter gegangen.
Ihre eigene Ausbildung sei nicht gut gelaufen, da sie sich hÃ¤ufig krankgemeldet
und nicht auf ihre ErnÃ¤hrung geachtet habe, was zu einer starken
Gewichtszunahme gefÃ¼hrt habe. Ihr Leben sei komplett aus den Fugen geraten,
da sie vÃ¶llig selbststÃ¤ndig habe sein mÃ¼ssen. Damit und mit der Ausbildung sei
sie Ã¼berfordert gewesen. Es habe sie enttÃ¤uscht, dass ihre Mutter mit dem
zweiten Stiefvater, der ein halbes Jahr vorher wegen Missbrauchs ihres Halbbruders
und von Patienten einer Behinderteneinrichtung verurteilt worden sei, nach P
gezogen sei. Nach der Ausbildung habe sie noch drei Monate bei der AOK gearbeitet
und sei dann mit ihrem Mann nach P in das Haus der Mutter gezogen. Ihnen habe
die lÃ¤ndliche Umgebung gefallen und sie hÃ¤tten nicht gewollt, dass ihre Kinder in
B aufwÃ¼chsen. 

Ab 2010 habe sie eine Vollzeitstelle bei der SBK bekommen, die mit einer internen
Versetzung nach B verbunden gewesen sei. Sie sei dann fÃ¼r drei bis vier Monate
allein nach B gezogen, bis ihre Familie nachgekommen sei. Da sei sie das erste Mal
in ihrem Leben allein gewesen, was ihr sehr gut getan habe. Bei der Arbeit habe es
ihr anfangs gefallen, einen eigenen Bereich und Verantwortung zu haben und
gefordert zu werden. MissstÃ¤nde habe sie zunÃ¤chst ausgeblendet. Sie sei in ein
eingeschweiÃ�tes Team aus Ã¤lteren Kolleginnen gekommen, es sei permanent
schlechte Stimmung gewesen, es hÃ¤tten ein gereizter Umgang mit den Kunden
und rÃ¤umlich schlechte Arbeitsbedingungen bestanden. Ihr Chef und ihre
Teamleiterin hÃ¤tten ihr zugestimmt, dass es schwierig sei, mit den Kolleginnen
zusammen zu arbeiten. Es sei zu viel Arbeit gewesen und sie hÃ¤tten im Sommer
Ã¼ber mehrere Wochen samstags arbeiten mÃ¼ssen. Es sei ein Prozess Ã¼ber ein
halbes Jahr gewesen, in dem es ihr immer schlechter gegangen sei. Sie habe
versucht, mit den Bedingungen zurecht zu kommen, aber sie habe es schlieÃ�lich
nicht geschafft. Im Mai 2011 sei sie in der Dusche vor ErschÃ¶pfung fast umgekippt
(langer Fahrweg, Vollzeitstelle, alleinerziehende Mutter von zwei Kindern). Sie sei
drei Wochen krankgeschrieben worden und habe eine Therapeutin und Neurologin
in B gesucht. Bereits im Herbst 2010 habe sie erneut Antidepressiva verordnet
bekommen. Seit Mai 2011 sei sie krankgeschrieben gewesen, gleichzeitig mit ihren
beruflichen Problemen sei ihr Mann in B beruflich unzufrieden gewesen und im
MÃ¤rz 2011 zu seinem alten Arbeitgeber nach P zurÃ¼ckgekehrt. Seither sei er nur
noch am Wochenende in B gewesen. Mit dem Umzug nach B hÃ¤tten sie sich
rÃ¤umlich verkleinert, was die Beziehung belastet habe. Sie habe sich seit Beginn
der Beziehung stÃ¤rker entwickelt als er, insbesondere durch die
psychotherapeutischen Behandlungen seit 1996. 
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Seit Sommer 2012 sei sie alleinerziehend und habe im August 2012 aus finanziellen
GrÃ¼nden in eine kleinere Wohnung ziehen mÃ¼ssen. Ihr Sohn sei ein Schreikind
und leide unter ADHS. Nach neun Jahren sei sie nun mit ihm in guter Therapie,
zuvor habe sie keine angemessene UnterstÃ¼tzung und Behandlung bekommen.

Im Jahr 1990 sei der Missbrauch an ihrem Bruder bekannt geworden, nachdem ihre
Mutter dies mitbekommen habe. FÃ¼r sie selbst sei der Missbrauch damals schon
beendet gewesen, aber dass es auch ihren Bruder betreffe, damit sei sie nicht
klargekommen. Sie habe sich nicht vorstellen kÃ¶nnen, dass man das mit einem
Jungen mache. Sie habe mitbekommen, was der Strafprozess fÃ¼r ihren Bruder
bedeutet habe und dann einfach mit ihrem Geheimnis weitergelebt. Von ihren
eigenen Missbrauchserfahrungen habe sie ihrem Mann erstmals 1991 erzÃ¤hlt. Das
sei im Zusammenhang mit dem groÃ�en Streit mit ihrem Stiefvater gewesen, als sie
nicht mit zum Baden gewollt habe. Sie habe ihrer Mutter dann alles berichtet, wobei
sie nicht mehr wisse, was sie ihrer Mutter gesagt habe. Sie sei im Jahr 1996 gerade
sechs Wochen nach ihrer TÃ¤tigkeit beim Arbeitsamt arbeitslos gewesen. Sie habe
gebÃ¼gelt und dabei im Fernsehen eine Talkshow geschaut. Da sei es um
erwachsene Frauen gegangen, die in der Kindheit missbraucht worden seien.
Daraufhin habe sie im Telefonbuch nach einem Therapeuten gesucht und einen
gefunden. Die Therapeutin habe versucht sie zu stabilisieren. Da sie im selben Haus
gewohnt hÃ¤tten, sei die AtmosphÃ¤re angespannt gewesen. Eine
Anzeigeerstattung habe sie sich damals nicht getraut. Sie habe Angst gehabt, dass
man ihr nicht glaube, und sei nicht stabil genug gewesen, was erst durch die
Therapie gelungen sei. Nach der Anzeigeerstattung habe sie schriftliche
Aufzeichnungen fÃ¼r ihre Therapeutin gefertigt, anstatt es dieser zu erzÃ¤hlen. Von
ihrem Rechtsanwalt habe sie erfahren, dass die Taten ihr gegenÃ¼ber verjÃ¤hrt
seien, sie aber im Verfahren betreffend den Missbrauch an ihrem Bruder als Zeugin
geladen werde. Der Tag der Gerichtsverhandlung sei ein schlimmer Tag fÃ¼r sie
gewesen. Es sei ein herber Schlag fÃ¼r sie gewesen, als sie erfahren habe, dass
ihre Mutter nach der Haftentlassung des Stiefvaters noch Kontakt zu ihm gehabt
habe. 

Zur Bewertung fÃ¼hrte die Gutachterin aus, dass sich Hinweise auf eine starke
Identifikation als Opfer ergeben hÃ¤tten. Ihre psychischen Probleme, vielfÃ¤ltigen
psychosomatischen Schwierigkeiten sowie ihre ArbeitsunfÃ¤higkeit fÃ¼hre die
KlÃ¤gerin primÃ¤r auf Missbrauchserfahrungen und andere belastende
Kindheitserfahrungen zurÃ¼ck. Ferner habe sie sich eines Jargons bedient, der auf
umfangreiche therapeutische Erfahrungen schlieÃ�en lasse. Im Rahmen dieser
Behandlungen seien â�� nachvollziehbar â�� vor allem depressive StÃ¶rungsbilder
sowie eine SomatisierungsstÃ¶rung diagnostiziert worden. Deren Genese kÃ¶nne
aber nicht eindeutig geklÃ¤rt werden, da sowohl die familiÃ¤ren UmstÃ¤nde im
Kindes- und Jugendalter als auch die spÃ¤teren Belastungsfaktoren wie Konflikte am
Arbeitsplatz, Ã�berlastungserleben durch Arbeit und Familie sowie Trennung vom
Ehemann als Ursachen bzw. verstÃ¤rkende Faktoren in Betracht kÃ¤men. Die
Identifikation als Opfer und die Neigung, eigene psychische Probleme primÃ¤r auf
ihre Erfahrungen im Elternhaus und auf die fraglichen Missbrauchserfahrungen zu
attribuieren, kÃ¶nne zu einer Neubewertung ursprÃ¼nglicher Erfahrungen und
somit zu Erinnerungsverzerrungen beigetragen haben. Im Ã�brigen verfÃ¼ge die
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KlÃ¤gerin Ã¼ber im Altersdurchschnitt liegende kognitive FÃ¤higkeiten. Nach dem
langen Zeitablauf und dem damals jungen Alter der KlÃ¤gerin sei aufgrund
entwicklungs- und gedÃ¤chtnispsychologischer RegelmÃ¤Ã�igkeiten von einem
Verblassen der Erinnerungsspuren auszugehen. Dadurch wiesen derartige
Erinnerungen eine grÃ¶Ã�ere StÃ¶ranfÃ¤lligkeit durch Kontaminationen mit
nachtrÃ¤glichen Informationen und innerpsychischen Verarbeitungsprozessen auf
als an solche an kÃ¼rzere Zeit zurÃ¼ckliegende Ereignisse. Ob die
Missbrauchserfahrungen bereits im Jahr 1991 zur Sprache gekommen seien, bleibe
nach der Aktenlage offen, jedenfalls sei dies im Jahr 1996 erfolgt. Anhaltspunkte
fÃ¼r eine Einflussnahme Dritter bestÃ¼nden keine. Vor dem Hintergrund
verschiedener persÃ¶nlicher Probleme und mÃ¶glicherweise belastender
Lebenssituationen kÃ¶nne die KlÃ¤gerin bestrebt gewesen sein, auÃ�erhalb ihrer
Person zu verankernde ErklÃ¤rungen zu finden. Ihre selbstunsichere, eher
introvertierte PersÃ¶nlichkeit sowie ihre damalige starke Labilisierung durch
verschiedene LebensumstÃ¤nde (mehrere UmzÃ¼ge innerhalb kurzer Zeit,
verbunden mit Schulwechsel) kÃ¶nne dazu beigetragen haben, dass sie eigene
Erfahrungen lieber fÃ¼r sich behalten habe als diese offenzulegen. Daneben sei
eine ambivalente Haltung dem Beschuldigten gegenÃ¼ber ein durchaus hÃ¤ufig zu
beobachtendes PhÃ¤nomen bei Opfern sexuellen Missbrauchs. Die KlÃ¤gerin habe
ein durchaus differenziertes Bild von ihrem zweiten Stiefvater vermittelt. Die
Schilderungen wiesen in den fraglichen Kerngeschehnissen insofern eine hohe
KomplexitÃ¤t auf, als verschiedene HandlungsablÃ¤ufe unterschiedlichen
Kontexten zugeordnet bzw. einzelne VorfÃ¤lle konkretisiert worden seien. Das
EinrÃ¤umen von Wissens- und ErinnerungslÃ¼cken in der eigenen Befragung seien
ebenso wie der Verzicht auf Mehrbelastungen als Indikator fÃ¼r einen realen
Erlebnishintergrund zu betrachten. Bedeutsame WidersprÃ¼che, die als Hinweise
auf eine absichtliche Falschbezeichnung zu werten seien, stellten die aus der
Aktenlage ersichtlichen Abweichungen bei den Schilderungen nicht dar. Sie lieÃ�en
sich vielmehr nachvollziehbar mit Vergessens- und Ã�berlagerungsprozessen vor
dem Hintergrund des sehr langen Zeitablaufs und des Umstandes, dass es sich um
wiederholte VorfÃ¤lle Ã¤hnlicher Art gehandelt haben solle, erklÃ¤ren.
Zusammenfassend sei daher davon auszugehen, dass die antragsrelevanten
Bekundungen einen realen Erlebnishintergrund hÃ¤tten.

Das Landesamt holte den weiteren Befundschein der Dr. B3 vom 27. Dezember
2013 ein, in dem diese ausfÃ¼hrte, dass die KlÃ¤gerin ihren Gesundheitszustand
teilweise auf den sexuellen Missbrauch zurÃ¼ckgefÃ¼hrt habe. Die Beschwerden
verstÃ¤rkten sich zeitweise bei Ã¤uÃ�eren Belastungsfaktoren.

Im Wege der Amtshilfe wurde Ã¼ber das RegierungsprÃ¤sidium Stuttgart bzw. das
Landratsamt F-H das Gutachten aufgrund ambulanter Untersuchung vom 25. Juni
2014 des Facharztes fÃ¼r Psychiatrie E1 eingeholt. Dieser fÃ¼hrte zum
psychischen Befund aus, dass die KlÃ¤gerin als selbstbestimmte,
psychotherapieerfahrene Frau aufgetreten sei. WÃ¤hrend der Untersuchung sei sie
wach, bewusstseinsklar, Ã¶rtlich und zeitlich sowie zur Situation voll orientiert
gewesen. Aufmerksamkeit und Wahrnehmung seien ungestÃ¶rt, die konzentrative
Belastbarkeit im Rahmen des 120-minÃ¼tigen GesprÃ¤chs kaum nachlassend
gewesen. Der Gedankengang sei in formaler Hinsicht adÃ¤quat gewesen,
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anamnestisch hÃ¤tten sich Hinweise auf Ich-StÃ¶rungen sowie auf ZwÃ¤nge
ergeben. WahrnehmungsstÃ¶rungen oder Halluzinationen hÃ¤tten nicht festgestellt
werden kÃ¶nnen. Die Stimmung sei deutlich niedergestimmt, depressiv, mit
Traurigkeit und EnttÃ¤uschung gewesen. Die affektive ResonanzfÃ¤higkeit sei
eingeengt, die emotionale SchwingungsfÃ¤higkeit erhÃ¶ht gewesen. In der
Anamnese seien sowohl Symptome einer PTBS als auch einer depressiven Episode
eruiert worden, so dass neben der PTBS eine sekundÃ¤re bzw. reaktive
rezidivierende depressive StÃ¶rung festzustellen sei. Als SchÃ¤digungsfolge sei
eine â��Psychische (psychoreaktive) StÃ¶rung: posttraumatische
BelastungsstÃ¶rungâ�� anzunehmen. Der AusprÃ¤gungsgrad entspreche einer
mittelgradigen StÃ¶rung, die mit einem GdS von 30 zu bewerten sei. Zwar sei sie zu
einer selbststÃ¤ndigen LebensfÃ¼hrung in der Lage, BeeintrÃ¤chtigungen in allen
Lebensbereichen seien aber mit Misstrauen, RÃ¼ckzug, Motivationsverlust,
Entfremdung, Vermeidungsverhalten, Ã�ngsten, depressiven Symptomen,
SchlafstÃ¶rungen und dissoziativen Symptomen vorhanden. Insgesamt bestehe ein
deutlich reduziertes psychosoziales Funktionsniveau. Die rezidivierende depressive
StÃ¶rung mit somatischem Syndrom mÃ¼sse als Nachschaden angesehen und mit
einem GdB von 30 bewertet werden. Im Schwerbehindertenrecht folge â��
unabhÃ¤ngig von ihrer Ursache â�� daraus ein GdB von 50 fÃ¼r das gesamte
psychische Beschwerdebild. In der Biographie seien multiple Ereignisse bekannt, die
als Ursache fÃ¼r die aktuelle depressive Symptomatik in Frage kÃ¤men, sodass der
Missbrauch in der Kindheit sicher nicht als alleinige Ursache der aktuellen
depressiven StÃ¶rungen gesehen werden kÃ¶nne. Die somatischen Symptome
â��HWS-Beschwerden, Kopfschmerzenâ�� stÃ¼nden nicht in kausalem
Zusammenhang mit dem Missbrauch. 

Mit Bescheid vom 17. Oktober 2014 lehnte das Landesamt den Antrag auf
Versorgung wegen der geltend gemachten schÃ¤digenden Ereignisse in der Zeit
von MÃ¤rz 1983 bis 1987 ab. Nach Â§Â 10aÂ OEG erhielten Personen, die im
Beitrittsgebiet wÃ¤hrend des Zeitraums bis 3. Oktober 1989 geschÃ¤digt worden
seien, auf Antrag Versorgung, solange sie allein infolge dieser SchÃ¤digung
schwerbehindert und bedÃ¼rftig seien. Nach versorgungsÃ¤rztlicher Begutachtung
vom 25.Â JuniÂ 2014 betrage der GdS infolge der SchÃ¤digung lediglich 30. Schon
aus diesem Grund seien die Voraussetzungen nicht erfÃ¼llt.

Gegen den Bescheid erhob die KlÃ¤gerin Widerspruch und machte geltend, dass bei
ihr ein GdB von 70 anerkannt worden sei. Das Landesamt zog die
Schwerbehindertenakte bei und holte Befundscheine der behandelnden Ã�rzte ein.

Der Facharzt fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie H1 gab an, dass die KlÃ¤gerin bei
Erstvorstellung Schwierigkeiten bei der EingewÃ¶hnung nach dem Umzug von B
nach B4 angegeben habe. Es seien RÃ¼ckzugstendenzen und
Medikamentennebenwirkungen beklagt worden. Diagnostisch wurden eine
rezidivierende depressive StÃ¶rung und eine PTBS benannt.

Die Ã�rztin fÃ¼r Psychotherapeutische Medizin Dr. W-S beschrieb, dass die
KlÃ¤gerin Ã¼ber eine seit Jahren bestehende einschrÃ¤nkte LeistungsfÃ¤higkeit,
schnelle ErmÃ¼dbarkeit und ErschÃ¶pfung sowie depressive Verstimmungen und
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Kopfschmerzen berichtet habe. Sie leide unter schwer kontrollierbaren,
phasenweisen autoaggressiven Handlungen, indem sie sich im Gesicht, Hals und
Armen kratze. Die Symptomatik werde ausgelÃ¶st und verstÃ¤rkt nach Kontakten
zu Mitgliedern der PrimÃ¤rfamilie, vor allem zur Mutter, zum Bruder und der
jÃ¼ngeren Schwester, die ein leibliches Kind des TÃ¤ters sei. Dann kÃ¶nnten
SchlafstÃ¶rungen und AlbtrÃ¤ume hinzukommen. Die autoaggressiven Handlungen
bringe die KlÃ¤gerin direkt in Verbindung mit Erinnerungen an das
Gewaltgeschehen. Sie habe von ihren Ã�ngsten berichtet, ihr Leben und vor allem
die Betreuung und Erziehung ihrer beiden Kinder zu bewÃ¤ltigen, mit der sie sich
vom Exmann weitestgehend allein gelassen fÃ¼hle. Die Operation an der
HalswirbelsÃ¤ule Anfang August 2014 habe eine cervikale Myelopathie mit
anhaltenden Schmerzen und neurologischen StÃ¶rungen zur Folge gehabt.

Hierzu nahm Facharzt fÃ¼r Psychiatrie und Psychotherapie Dr. S1 dahingehend
Stellung, dass die psychischen SchÃ¤digungsfolgen in den oberen Bereich der
stÃ¤rker behindernden StÃ¶rungen mit wesentlicher EinschrÃ¤nkung der Erlebnis-
und GestaltungsfÃ¤higkeit unter AusschÃ¶pfung des Bewertungsrahmens
eingeordnet werden kÃ¶nnten, wobei die Symptome der PTBS BerÃ¼cksichtigung
fÃ¤nden. Die medizinischen Unterlagen belegten, dass neben der PTBS eine
rezidivierende depressive StÃ¶rung vorliege, die als Nachschaden anzusehen sei. Es
kÃ¶nne ein GdS von 40 zur Anerkennung empfohlen werden.

Den Widerspruch wies das Landesamt mit Widerspruchsbescheid vom 7. Dezember
2015 zurÃ¼ck und fÃ¼hrte zur BegrÃ¼ndung aus, dass nach dem Ergebnis der
psychiatrischen Stellungnahme vom 3. November 2015 zwar davon auszugehen sei,
dass die psychischen GesundheitsstÃ¶rungen, die allein auf die erlittene
SchÃ¤digung zurÃ¼ckzufÃ¼hren seien, nunmehr mit einem GdS von 40 zu
bewerten seien. Die beigezogenen Unterlagen belegten, dass die KlÃ¤gerin neben
der PTBS an einer rezidivierenden depressiven StÃ¶rung leide, die weiterhin nicht
auf die Gewalttaten zurÃ¼ckzufÃ¼hren sei. Ein GdS von 50 allein aufgrund der OEG-
SchÃ¤digung liege weiterhin nicht vor.

Am 28. Dezember 2015 hat die KlÃ¤gerin Klage beim Sozialgericht Freiburg (SG)
erhoben. Der Beklagte ist der Klage entgegengetreten und hat die
versorgungÃ¤rztliche Stellungnahme der Dr.Â A vorgelegt, wonach der Missbrauch
nicht die wesentliche Ursache fÃ¼r die rezidivierende depressive StÃ¶rung sei. Das
Krankheitsbild der PTBS bilde bereits depressive Symptome ab, die mit dem GdS
von 40 berÃ¼cksichtigt seien. Zwar kÃ¶nnten Auswirkungen des sexuellen
Missbrauchs auf die Entwicklung der rezidivierenden depressiven StÃ¶rungen nicht
vollkommen ausgeschlossen werden, jedoch sei dieser nicht hauptursÃ¤chlich und
stehe in der Zusammenschau mit den weiteren Ereignissen im Hintergrund. Die
KlÃ¤gerin habe in den ersten Lebensjahren eine Ablehnung durch den leiblichen
Vater erfahren, zu dem keine Beziehung mehr bestehe. Der Kontakt zum ersten
Stiefvater, der zweiten mÃ¤nnlichen Bezugsperson, sei ebenfalls abgebrochen.
1981 habe die Mutter ihren dritten Mann kennengelernt, sodass die KlÃ¤gerin
bereits bis zum Alter von sieben Jahren keine BeziehungskontinuitÃ¤t erlebt habe.
Das Familienleben mit dem jetzigen Stiefvater und spÃ¤teren TÃ¤ter sei als
harmonisch beschrieben worden, jedoch angeklungen, dass die Mutter oft nicht
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anwesend gewesen sei. Der Akte sei weiter zu entnehmen, dass es teilweise durch
die Mutter zur kÃ¶rperlichen Bestrafung gekommen sei und der Stiefvater mit
Liebesentzug reagiert habe, wobei es sich um Faktoren handele, die eine Belastung
darstellten und eine spÃ¤tere depressive Entwicklung begÃ¼nstigen kÃ¶nnten.
Durch den Umzug nach West-Berlin sei die KlÃ¤gerin aus ihrem vertrauten Umfeld
herausgerissen worden und habe als Ostkind in eine neue Klasse gehen mÃ¼ssen.
Dies habe einen ebenso enormen, nicht gewollten Einschnitt in ihrem Leben
bedeutet wie der weitere Umzug nach N. Die Familie der KlÃ¤gerin sei, als diese
circa 16 Jahre alt gewesen sei, nach P und die KlÃ¤gerin alleine in eine WG gezogen.
Die Mutter sei bei dem Stiefvater geblieben, obwohl dessen Missbrauch an dem
Stiefbruder zu diesem Zeitpunkt schon bekannt gewesen sei. Es sei als
einschneidendes, aber schÃ¤digungsunabhÃ¤ngiges Lebensereignis zu werten, dass
die Mutter mit dem Mann wegziehe, der den eigenen Bruder missbraucht habe und
die noch in Ausbildung befindliche KlÃ¤gerin alleine lasse. Nach Beendigung der
Ausbildung sei sie mit ihrem Mann nach P in das Haus der Mutter gezogen und
mehrere Jahre in der Lage gewesen, in Vollzeit zu arbeiten. FÃ¼r das Scheitern der
ArbeitstÃ¤tigkeit hÃ¤tten zahlreiche belastenden Faktoren eine wesentlich
grÃ¶Ã�ere Rolle gespielt als der Missbrauch. Die KlÃ¤gerin blende sÃ¤mtliche
anderen Faktoren aus und wolle alle Symptome allein auf den Missbrauch
zurÃ¼ckfÃ¼hren. Insbesondere seien die Trennung von dem Ehemann, mit dem sie
seit dem 13. Lebensjahr zusammen gewesen sei, die fehlende berufliche
Perspektive und die Schwierigkeiten mit den Kindern zu berÃ¼cksichtigen, ebenso,
dass die Erkrankung des Sohnes die depressive Entwicklung begÃ¼nstigt habe.
Dem Entlassungsbericht der V-Klinik von 2004 sei zu entnehmen, dass sie 2001 und
2003 unter einer Wochenbettdepression gelitten habe, wobei es sich um depressive
Episoden handele, die vÃ¶llig schÃ¤digungsunabhÃ¤ngig entstanden seien. Die
Angabe, dass die Mutter und die Schwester ebenfalls depressiv erkrankt seien, sei
ein Hinweis auf eine genetische Disposition. Der sexuelle Missbrauch sei nicht
ausschlaggebend fÃ¼r die Entwicklung der rezidivierenden depressiven StÃ¶rung
gewesen, sondern schÃ¤digungsunabhÃ¤ngige Ereignisse. Der GdS mit 40 aufgrund
der PTBS sei bereits maximal bemessen.

Das SG hat das SachverstÃ¤ndigengutachten der FachÃ¤rztin fÃ¼r Neurologie und
Psychiatrie H1 aufgrund ambulanter Untersuchung vom 26. Januar 2018 erhoben.
Diese hat zusammenfassend ausgefÃ¼hrt, dass noch erhebliche typische
Symptome einer PTBS nach Missbrauch Ã¼ber mehrere Jahre in der Kindheit durch
den Stiefvater bestÃ¼nden. Diese hÃ¤tten einschrÃ¤nkende Auswirkungen im
beruflichen und im privaten Bereich. Die bestehende depressive Symptomatik sei
als mittelgradig anzusehen, was aber in Anteilen Folge einer erneuten
Belastungsreaktion sei. Es sei von einer durchgehend leichten bis mittelgradigen
depressiven Symptomatik mit intermittierenden Verschlechterungen auszugehen.
Es kÃ¶nne nicht ausgeschlossen werden, dass die depressive Symptomatik auch
ohne die sexuelle Traumatisierung in demselben oder in einem Ã¤hnlichen Umfang
aufgetreten wÃ¤re. UnabhÃ¤ngig von der Kindheitsgeschichte seien die
postpartalen Depressionen zu bewerten. Diese kÃ¶nnten nach jeder Geburt auch
bei psychisch gesunden Frauen auftreten. Es handele sich hierbei nicht um eine
chronische Erkrankung, diese schweren depressiven Episoden seien abgeschlossen.
Es fÃ¤nde sich eine ganze Reihe von Symptomen, die letztlich zu Schwierigkeiten in

                            11 / 45



 

allen Lebensbereichen fÃ¼hrten. Es liege eine kombinierte
PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung mit emotional instabilen und dissoziativen Anteilen vor. Es
bestÃ¼nden StÃ¶rungen im Bereich der Konfliktverarbeitung, des Verhaltens und
des SelbstwertgefÃ¼hls. Diese fÃ¼hrten in sozialen Situationen zu Problemen.
Folgen seien das Scheitern von Beziehungen und der Wechsel von Arbeitsstellen
sowie ein sozialer RÃ¼ckzug. Diese StÃ¶rungen kÃ¶nnten nicht mit hinreichender
Sicherheit alleine oder hauptsÃ¤chlich auf den sexuellen Missbrauch in der Kindheit
zurÃ¼ckgefÃ¼hrt werden. VernachlÃ¤ssigung und familiÃ¤re Probleme in Kindheit
und Jugend kÃ¶nnten als mindestens gleichwertige Faktoren als Ursache in Frage
kommen. Die familiÃ¤ren ZustÃ¤nde hÃ¤tten fÃ¼r die wiederholten
Traumatisierungen allerdings erst den Boden bereitet. Geschildert wÃ¼rden
Probleme mit NÃ¤he und Bindung, Erkennen eigener Grenzen und eigener
Belastbarkeit. Die KlÃ¤gerin habe beschrieben, bereits ihr Leben lang dissoziative
ZustÃ¤nde zu kennen und diese vor allem wÃ¤hrend ihrer Partnerschaften gekannt
zu haben. Das sexuelle Erleben sei dadurch glaubhaft massiv beeintrÃ¤chtigt bzw.
gar nicht mÃ¶glich. Ohne die vorangegangenen sexuellen Traumatisierungen wÃ¤re
es mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit zu einer besseren und
funktionierenden BeziehungsfÃ¤higkeit, zu besserer sozialer Interaktion, besserem
SelbstwertgefÃ¼hl und besseren Ressourcen gekommen. Wiederholte Probleme mit
Beziehungen, unbefriedigenden Partnerschaften, Trennungen und berufliches
Scheitern zÃ¶gen sich durch das Leben der KlÃ¤gerin. Zur Herkunftsfamilie bestehe
quasi kein Kontakt, unterstÃ¼tzende Sozialkontakte unterhalte sie praktisch nicht.
Diese StÃ¶rungen, die sich trotz mehrerer und langjÃ¤hriger Therapien nicht
wesentlich gebessert hÃ¤tten, erfÃ¼llten die diagnostischen Kriterien einer
PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung, da sie erhebliche Auswirkungen auf verschiedene
Lebensbereich hÃ¤tten und chronisch bestÃ¼nden. Dass Vollbild einer PTBS sei
nicht mehr vorhanden, sondern nur noch Teilsymptome. Die Traumatisierungen in
der Kindheit hÃ¤tten erhebliche und anhaltende psychische StÃ¶rungen verursacht.
Es handele sich dabei nicht nur um Depressionen, vielmehr seien die depressiven
Episoden beziehungsweise die Verschlechterung einer depressiven Grundstimmung
im Kontext mit einer PersÃ¶nlichkeitsverÃ¤nderung zu sehen. Die
PersÃ¶nlichkeitsmerkmale mit emotional instabilen Anteilen und Dissoziationen
seien mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit auf die kindlichen sexuellen
Traumatisierungen zurÃ¼ckzufÃ¼hren. Sie hÃ¤tten erhebliche Auswirkungen auf
die berufliche und private Lebenssituation. Die BindungsfÃ¤higkeit sei einschrÃ¤nkt,
das sexuelle Erleben stark reduziert bzw. unmÃ¶glich. Eine zufriedenstellende
Partnerschaft sei praktisch unmÃ¶glich, erhebliche Schwierigkeiten gÃ¤be es in
allen zwischenmenschlichen Situationen, zum Beispiel am Arbeitsplatz. Das
mangelnder Erkennen eigener Grenzen fÃ¼hre oft zu Ã�berforderung mit
anschlieÃ�ender Ã�berreaktion, Probleme bereite das Suchen nach NÃ¤he mit
gleichzeitigem Abbruch von Beziehungen oder Freundschaften aus Furcht vor zu
viele NÃ¤he. Diese vielfÃ¤ltigen und schwerwiegenden EinschrÃ¤nkungen im Alltag
kÃ¶nnten nur kurz geschildert werden. Sie seien trotz jahrelanger Therapie, sehr
guter IntrospektionsfÃ¤higkeit und hoher Intelligenz der KlÃ¤gerin immer noch als
schwer zu bezeichnen. Sie erhalte aufgrund ihrer psychischen Situation
ErwerbsunfÃ¤higkeitsrente, was aus fachÃ¤rztlicher Sicht nachzuvollziehen sei. Der
versorgungsÃ¤rztlichen Stellungnahme der Dr. A sei entgegenzuhalten, dass diese
das Gutachten E1 zitiere, ohne sich kritisch damit auseinander zu setzen, dass
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Erkrankungen, Symptome und Lebenssituationen wild vermischt und ohne
schlÃ¼ssige BegrÃ¼ndung in Kontext zueinander gesetzt wÃ¼rden. Mit den
unlogischen Schlussfolgerungen im Gutachten Dr.Â E finde ebenfalls keine
Auseinandersetzung statt. Zuzustimmen sei Dr. A darin, dass ein Umzug nicht in
Zusammenhang mit einer sexuellen Traumatisierung stehe, es sei ihr aber nicht
bekannt, dass ein Umzug einer Familie bei einem normal intelligenten Kind ein so
eingreifendes und psychisch schÃ¤digendes Ereignis darstelle, dass damit
lebenslang depressive Episoden erklÃ¤rt werden kÃ¶nnten. FachÃ¤rztlich falsch sei
es, dass die Schwierigkeiten bei der Abgrenzung und Wahrnehmung eigener
BedÃ¼rfnisse schÃ¤digungsunabhÃ¤ngig seien. Unter WÃ¼rdigung des Gutachtens
erscheine es nicht ausgeschlossen, dass einseitig nach Beweisen gesucht worden
sei, um die Depressionen auf andere Ursache als den Missbrauch
zurÃ¼ckzufÃ¼hren. Es bestehe eine schwere psychische Erkrankung in Form einer
kombinierten PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung mit dissoziativen und emotional instabilen
Anteilen und Teil-Symptomen einer PTBS. Ein GdS von 50 fÃ¼r die chronisch
anhaltenden Symptome sei gerechtfertigt.

Der Beklagte ist dem SachverstÃ¤ndigengutachten durch die versorgungsÃ¤rztliche
Stellungnahme der Dr. A entgegengetreten. Diese hat dargelegt, dass eine
Auseinandersetzung mit dem Gutachten E1, das Grundlage des Bescheides
gewesen sei, nicht stattfinde. Es sei nicht nachvollziehbar, wenn im Rahmen des
SachverstÃ¤ndigengutachtens auf eine erneute Schilderung des Missbrauchs
verzichtet worden sei. Eine berufliche Anamnese mÃ¼sse vollstÃ¤ndig erhoben
werden, insbesondere werde vernachlÃ¤ssigt, dass die KlÃ¤gerin durchaus viele
Jahre vollschichtig gearbeitet habe. Bei der Lebensgeschichte wÃ¼rden fast
ausschlieÃ�lich Fakten wiedergegeben, aber nicht herausgearbeitet, welche
Probleme und UnterstÃ¼tzungen es gegeben habe und welche schwierigen
Situationen. VÃ¶llig ohne Zusammenhang und Zeitangaben werde dann
angegeben, dass sich die KlÃ¤gerin einen neuen Partner gewÃ¼nscht habe. Ã�ber
das Internet habe sie mit einem Mann geschrieben und telefoniert. Es sei dann zu
einem Treffen in dessen Wohnung gekommen und zu sexuellen Handlungen, die sie
nicht gewollt habe. Die KlÃ¤gerin habe vermutet, dass sie ErinnerungslÃ¼cken
habe, mÃ¶glicherweise seien ihr K.o.-Tropfen verabreicht worden. Welche
Auswirkungen dieser Vorfall habe, sei von der SachverstÃ¤ndigen nicht thematisiert
worden. Die angenommene mittelgradige depressive Symptomatik werde von den
Testergebnissen nicht gestÃ¼tzt. Die KlÃ¤gerin habe sich nahezu durchgehend in
stabilen Beziehungen Ã¼ber Jahre befunden, keine stÃ¤ndig wechselnden
Partnerschaften und keine losen Beziehung gefÃ¼hrt. Von 2011 bis 2017 habe eine
neue Partnerschaft bestanden, zuvor eine langjÃ¤hrige mit dem ersten Freund, den
sie geheiratet habe. Die Ehe sei hauptsÃ¤chlich aus beruflichen GrÃ¼nden
gescheitert, die letzte Beziehung daran, dass der Mann 14 Jahre Ã¤lter gewesen sei
und sie wie ein Vater behandelt habe. Sie sei auch jahrelang bei demselben
Arbeitgeber beschÃ¤ftigt gewesen. Aktuell beschreibe sie bestehende
Freundschaften und Kontakte, sodass in diesem Bereich keine
persÃ¶nlichkeitsbedingten EinschrÃ¤nkungen erkennbar seien. Es sei keine
Differenzierung erfolgt, welche Verhaltensweisen auf die PTBS bzw. auf die
Teilsymptome hiervon zurÃ¼ckzufÃ¼hren seien. Die beschriebenen dissoziativen
ZustÃ¤nde seien bereits im Rahmen der anerkannten PTBS abgebildet. Zur
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Diagnosestellung einer PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung sei notwendig, dass diese bereits
im Kindes-/Jugendalter bestehe und sich durchziehe. Zu den Allgemeinkriterien
zÃ¤hle auch der Punkt, dass es Abweichungen in der Impulskontrolle und
BedÃ¼rfnisbefriedigung gÃ¤be. Wie diese beiden Punkte erfÃ¼llt seien sollten, sei
nicht klar. Die kombinierte PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung sei in keiner Weise belegt,
vielmehr sei die KlÃ¤gerin trotz schwieriger familiÃ¤rer VerhÃ¤ltnisse und
UmzÃ¼gen in der Lage gewesen, einen Schulabschluss zu erreichen, eine
Ausbildung zu absolvieren, viele Jahre vollschichtig erfolgreich zu arbeiten und eine
Ehe mit Kindern ohne ausgeprÃ¤gte Beziehungsprobleme einzugehen. Dass trotz
jahrelanger Therapie nie eine PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung beschrieben worden sei,
spreche ebenfalls gegen die Diagnose. Die SachverstÃ¤ndige hinterfrage andere
Ursachen nicht, sondern schlieÃ�e diese mit dem Hinweis, dass sÃ¤mtliche
Verhaltensweisen und damit einhergehende Probleme auf den Missbrauch
zurÃ¼ckzufÃ¼hren seien, aus. Ihr Hinweis auf die schulischen Erfahrungen habe
keinen Hinweis auf eine Depression liefern, sondern lediglich die schon vor der
SchÃ¤digung bestehende Selbstunsicherheit verdeutlichen sollen. Der Umzug sei
nur als stark belastendes Ereignis wiedergegeben und keinesfalls als schÃ¤digendes
Ereignis eingestuft worden. Die SachverstÃ¤ndige berÃ¼cksichtige nicht, dass die
KlÃ¤gerin selbst angegeben habe, dass es aus beruflichen GrÃ¼nden zu der
Beziehungskrise gekommen sei und dass spÃ¤ter durch fehlende Zahlungen des
Ehemannes noch enorme Schulden aufgelaufen seien. Warum diese Faktoren
keinen Einfluss auf das psychische Befinden haben sollten, bleibe vÃ¶llig unklar.
Der GdS von 50 sei nicht nachvollziehbar, da auf NachschÃ¤den Ã¼berhaupt nicht
eingegangen werde. Anfangs habe die SachverstÃ¤ndige noch beschrieben, dass
die VernachlÃ¤ssigungen und die familiÃ¤ren Probleme in der Kindheit und Jugend
mindestens gleichwertige Faktoren seien, die als Ursache in Frage kÃ¤men.
Dementsprechend widerspreche sie sich in ihrer eigenen Beurteilung sowohl
bezÃ¼glich der Ursache der Depression wie auch bezÃ¼glich der
PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rungen.

Die SachverstÃ¤ndige H1 hat ergÃ¤nzend gehÃ¶rt darauf verwiesen, dass die
Stellungnahme aus einer Ansammlung von Kritikpunkten bestehe, die teils nicht
Ã¼berprÃ¼fbar oder fÃ¼r das Ergebnis der Beurteilung nicht relevant seien. Sofern
eine Beurteilung des Gutachtens E1 relevant erscheine, mÃ¼sse dieses nochmals
vorgelegt werden. Ob der Stiefvater bereits 1990 in U-Haft gekommen sei oder
1991 oder zweimal, sei fÃ¼r ihre Beurteilung unerheblich. Einen Widerspruch in
sich oder eine schwerwiegende bewusst falsche Angabe durch die KlÃ¤gerin kÃ¶nne
sie nicht erkennen. MÃ¶glicherweise stimme beides, nÃ¤mlich, dass der Stiefvater
1990 nach der Anzeige durch den Sohn und nach der erneuten Anzeige durch die
KlÃ¤gerin erneut in U-Haft gekommen sei. Eine erneute detaillierte Schilderung der
MissbrauchsfÃ¤lle sei nach Kenntnis der Aktenlage fÃ¼r die EinschÃ¤tzung der
derzeitigen psychischen Situation nicht notwendig und verzichtbar. Gegenstand des
Gutachtens sei die psychische Situation beziehungsweise Erkrankungen der
KlÃ¤gerin und nicht wie in einem Strafprozess die GlaubwÃ¼rdigkeit der
Schilderung der Taten. Mit der Strafprozessakte wÃ¼rden sehr detaillierte und
ausfÃ¼hrlichste Schilderungen vorliegen, die nicht in Zweifel zu ziehen seien. Die
berufliche Vorgeschichte sei bei der Beurteilung ausreichend berÃ¼cksichtigt
worden. Eine jahrelange gute LeistungsfÃ¤higkeit sei kein Beweis fÃ¼r oder gegen
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die Schwere einer SchÃ¤digung zu einem spÃ¤teren Zeitpunkt. Bei erheblichen
traumatischen SchÃ¤digungen kÃ¶nnten die Folgen erst Jahre bis Jahrzehnte
spÃ¤ter sichtbar werden. Ob die KlÃ¤gerin â��quasi alleinerziehendâ�� gewesen
sei, sei unerheblich. Die direkten Auswirkungen eines Vorfalls mit einem Mann, den
sie Ã¼ber das Internet kennengelernt hatte, seien schÃ¤digungsunabhÃ¤ngig und
wÃ¼rden daher nicht berÃ¼cksichtigt. Der Vorfall sei aber insofern relevant, da
hÃ¤ufig Personen mit einer Vorgeschichte wie die der KlÃ¤gerin sich in Ã¤hnlichen
Lagen wiederfÃ¤nden, ohne Grenzen setzen zu kÃ¶nnen, so dass er die Schwere
der SchÃ¤digung im Alltag und in der sozialen Interaktion untermauern kÃ¶nne.
Eine validierte und aussagekrÃ¤ftige Testung zu Aggravation, Dissimulation oder
Kooperationsbereitschaft existiere nicht. Zur Beurteilung wÃ¼rden verschiedene
Kriterien herangezogen, so die Beobachtung von Verhaltensweisen, erneutes und
wiederholtes Nachfragen um WidersprÃ¼che aufzudecken, mÃ¶gliche
WidersprÃ¼chlichkeiten in den Angaben im Vergleich zur Aktenlage und
Ã¤hnliches. Die EinschÃ¤tzung einer depressiven Symptomatik erfolge nicht nur
durch (verschiedene) Testverfahren, sondern durch die Exploration (psychiatrisches
Interview). 

In einer weiteren versorgungsÃ¤rztlichen Stellungnahme hat Dr. A ausgefÃ¼hrt,
dass sich keine neuen Aspekte ergÃ¤ben. So sei immer noch nicht klar, weshalb die
SachverstÃ¤ndige die erste sein solle, die nach jahrelanger Behandlung die richtige
Diagnose stelle, zumal diese nicht ausreichend fachlich begrÃ¼ndet sei. Darauf
gehe die SachverstÃ¤ndige nicht ein und verkenne, dass es zahlreiche Literatur
zum Thema Beschwerdevalidierung gebe. Die Diagnosen seien weiterhin ebenso
wenig begrÃ¼ndet wie die EinschÃ¤tzung des GdS mit 50.

In der mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 31. Januar 2019 hat das SG die KlÃ¤gerin
persÃ¶nlich gehÃ¶rt. Sie hat angegeben, dass das erste, woran sie sich erinnern
kÃ¶nne, der Tag der Einschulung gewesen sei. Die Geschehnisse bis zum sechsten
Lebensjahr kenne sie nur aus ErzÃ¤hlungen ihrer Mutter. Sie sei immer noch
wÃ¶chentlich in Therapie, die aufgefÃ¼hrten weiteren Aspekte ihrer
BeeintrÃ¤chtigungen habe sie verarbeitet und abgeschlossen. Diese seien nicht die
wesentliche Ursache, dies gelte insbesondere fÃ¼r die Geschehnisse mit dem
ersten Stiefvater. Da ihre Schwester das leibliche Kind von ihrem zweiten Stiefvater
sei, habe sie den Kontakt zu ihr abbrechen mÃ¼ssen. Sie habe sich dadurch immer
wieder getriggert gefÃ¼hlt. Es stimme zwar, dass sie nach dem Wegzug ihrer Eltern
eine Ausbildung begonnen habe, diese aber von einem hohen Krankenstand
gekennzeichnet gewesen sei. Sie habe sich aufgrund der Schmerzsymptomatik
hÃ¤ufig krankmelden mÃ¼ssen. WÃ¤hrend der Ausbildung sei dies tageweise
geschehen, als sie spÃ¤ter gearbeitet habe, habe sie sich auch wochenweise
krankschreiben lassen mÃ¼ssen.

Mit Urteil vom gleichen Tag hat das SG die Klage abgewiesen und zur BegrÃ¼ndung
im Wesentlichen ausgefÃ¼hrt, dass zwar auÃ�er Frage stehe, dass die KlÃ¤gerin
Opfer eines vorsÃ¤tzlichen, rechtswidrigen tÃ¤tlichen Angriffs geworden sei, jedoch
sei sie nicht schwerbeschÃ¤digt. FÃ¼r die Beurteilung seien allein die
BeeintrÃ¤chtigungen auf psychiatrischem Fachgebiet entscheidend. Die fÃ¼r die
Feststellung des GdB von 70 relevanten Beschwerden seien vorrangig dem
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orthopÃ¤dischen Fachgebiet zuzuordnen und nicht mit einzubeziehen. Die
abweichende Diagnosestellung durch die SachverstÃ¤ndige Hartmann sei nicht
entscheidend, da es nur auf die funktionellen EinbuÃ�en ankomme, die aus der
Erkrankung folgten. Mit Ausnahme einer Feststellungsklage sei es daher nicht
zwingend notwendig, die Erkrankung oder Behinderung auf Grund eines der
Ã¼blichen Diagnosesysteme und unter Verwendung der dortigen SchlÃ¼ssel zu
bezeichnen. Der KlÃ¤gerin sei es derzeit nicht mÃ¶glich, in ihrem bisherigen Beruf
zu arbeiten. Sie beziehe eine unbefristete Rente wegen voller Erwerbsminderung.
Weiter bestÃ¼nden im Alltag deutliche Auswirkungen. Zwar sei sie zu einer
selbststÃ¤ndigen LebensfÃ¼hrung in der Lage, es bestÃ¼nden aber
BeeintrÃ¤chtigungen in allen Lebensbereichen mit Misstrauen, RÃ¼ckzug,
Motivationsverlust, Entfremdung, Vermeidungsverhalten, Ã�ngsten, depressiven
Symptomen, SchlafstÃ¶rungen und dissoziativen Symptomen. Weiter werde eine
eingeschrÃ¤nkte BindungsfÃ¤higkeit, ein stark reduziertes sexuelles Erleben und
damit einhergehend eine unmÃ¶gliche zufriedenstellende Partnerschaft
beschrieben. Erhebliche Schwierigkeiten gebe es in zwischenmenschlichen
Situationen, insbesondere am Arbeitsplatz. Das mangelnde Erkennen eigener
Grenzen fÃ¼hre oft zu Ã�berforderung mit anschlieÃ�ender Ã�berreaktion,
Probleme bereite das Suchen nach NÃ¤he bei gleichzeitigem Abbruch von
Beziehungen oder Freundschaften aus Furcht vor zu viel NÃ¤he. In
Ã�bereinstimmung mit dem Verwaltungsgutachten sei davon auszugehen, dass
eine schwere BeeintrÃ¤chtigung vorliege, die fÃ¼r sich genommen, mit einem GdB
von 50 zu bewerten sei. SchÃ¤digungsbedingt sei der Anteil hieran aber nicht mit
einem GdS von hÃ¶her als 40 anzunehmen. Hinsichtlich der festgestellten
depressiven StÃ¶rung bestehe kein Ursachenzusammenhang, da dafÃ¼r
verschiedene andere Lebensereignisse in Betracht kÃ¤men. Die KlÃ¤gerin sei in
schwierigen VerhÃ¤ltnisse aufgewachsen, bereits als kleines Kind habe sie in der
Wochenkrippe betreut werden mÃ¼ssen. Aufgrund der wechselnden Lebenspartner
der Mutter habe es keine mÃ¤nnliche Bezugsperson gegeben, daneben habe der
Suizidversuch ihrer Mutter im vierten Lebensjahr verarbeitet werden mÃ¼ssen.
Durch die Flucht vom Osten in den Westen sei sie aus ihrem gewohnten Umfeld
gerissen worden. Im Alter von 17 Jahren sei die Familie aus B weggezogen und sie
habe in eine betreute Wohngemeinschaft ziehen mÃ¼ssen, um ihre Ausbildung
beenden zu kÃ¶nnen. Als Erwachsene sei es zu weiteren Konfliktsituationen am
Arbeitsplatz, der Trennung vom langjÃ¤hrigen Partner, der Vater ihrer beiden Kinder
sei, die Situation als alleinerziehende Mutter, der Erkrankung des Sohnes sowie zu
finanziellen Schwierigkeiten gekommen. Die depressive Symptomatik kÃ¶nne daher
nicht wesentlich auf den sexuellen Missbrauch im Kindesalter zurÃ¼ckgefÃ¼hrt
werden. Die KlÃ¤gerin sei in ihrem Leben mit zahlreichen Belastungssituationen
konfrontiert gewesen, die fÃ¼r die Entwicklung der depressiven StÃ¶rung rechtlich
Ã¼berragende Bedeutung hÃ¤tten. Zwar folge die Kammer im Ergebnis nicht der
EinschÃ¤tzung der SachverstÃ¤ndigen, wonach ein GdS von 50 gerechtfertigt sei,
aber aus dem Gutachten folge, dass die VernachlÃ¤ssigung und familiÃ¤re
Probleme in Kindheit und Jugend sowie die beruflichen und privaten
Belastungssituationen fÃ¼r die Entwicklung der depressiven Symptomatik
erhebliche Bedeutung hÃ¤tten. Auf eine BedÃ¼rftigkeitsprÃ¼fung komme es daher
nicht an.
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Am 8. Mai 2019 hat die KlÃ¤gerin beim Landessozialgericht Baden-WÃ¼rttemberg
(LSG) Berufung eingelegt. Sie macht im Wesentlichen geltend, dass die
SchÃ¤digung nicht die einzige Ursache fÃ¼r die vorliegenden GesundheitsschÃ¤den
sein mÃ¼sse. Jedenfalls seien die vom SG benannten weiteren UmstÃ¤nde fÃ¼r die
SchÃ¤digungsfolgen nicht kausal, da fÃ¼r diese als allein wesentliche Ursache der
Missbrauch durch ihren Stiefvater in den Jahren 1984 bis 1987 anzusehen sei.
Daneben sei eine besondere berufliche Betroffenheit gegeben, da sie bis 2013 als
Sozialversicherungsfachangestellte angestellt gewesen sei, den Arbeitsvertrag aber
habe auflÃ¶sen mÃ¼ssen, da sie seit 2011 ununterbrochen arbeitsunfÃ¤hig
gewesen sei. Die psychischen BeeintrÃ¤chtigungen fÃ¼hrten zu erheblichen
Schwierigkeiten in allen zwischenmenschlichen Situationen, auch am Arbeitsplatz.
Ferner bestehe eine SchlafstÃ¶rung, die KonzentrationsfÃ¤higkeit sei herabgesetzt,
sie fÃ¼hle sich rasch Ã¼berfordert. Dies zeige sich bei ihrer im Rahmen eines
â��Minijobsâ�� nachmittags ausgeÃ¼bten TÃ¤tigkeit als Schulbetreuerin Ã¼ber
sieben Wochenstunden. Montags sei sie vier Stunden tÃ¤tig, was sie regelmÃ¤Ã�ig
vÃ¶llig erschÃ¶pfe.

Der Beklagte ist der Berufung entgegengetreten und hat auf die angefochtene
Entscheidung verwiesen. Mit Schriftsatz vom 13. Dezember 2019 hat er
ausgefÃ¼hrt, dass eine berufliche Betroffenheit anerkannt werden kÃ¶nne. Da sich
fÃ¼r den Zeitraum des Bezugs von Krankengeld keine BedÃ¼rftigkeit ergebe,
kÃ¶nne die Frage dahinstehen, ob die KlÃ¤gerin bereits in diesem Zeitraum
beruflich betroffen gewesen sei. Da die GewÃ¤hrung der EU-Rente mindestens
gleichwertig auf die SchÃ¤digungsfolge zurÃ¼ckgehe, liege mindestens seit deren
Bewilligung eine besondere berufliche Betroffenheit (bbB) vor. Der GdS sei daher
spÃ¤testens ab GewÃ¤hrung der EU-Rente um 10 auf dann insgesamt 50 zu
erhÃ¶hen, sodass ab November 2012 eine SchwerbeschÃ¤digung mit einem GdS
von 50 im Sinne des Â§ 10a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 OEG anerkannt werde. Es kÃ¶nne
fÃ¼r den Zeitraum November 2012 bis September 2014 eine BedÃ¼rftigkeit
festgestellt und anerkannt werden, die nach dem Wegfall der geringfÃ¼gigen
BeschÃ¤ftigung mÃ¶glicherweise wieder eintrete. Ab Oktober 2015 kÃ¶nne
aufgrund der BeschÃ¤ftigung voraussichtlich keine BedÃ¼rftigkeit mehr anerkannt
werden.

Der Senat hat die Akte der Deutschen Rentenversicherung Bund (DRV) betreffend
die Erwerbsminderungsrente beigezogen. Das Kompetenzzentrum fÃ¼r seelische
Gesundheit B (AHG) hat im Entlassungsbericht Ã¼ber die in der Zeit vom 8. Januar
bis 27.Â Februar 2013 durchgefÃ¼hrte ganztÃ¤gige ambulante Rehabilitation eine
LeistungsfÃ¤higkeit von sechs Stunden und mehr fÃ¼r die letzte TÃ¤tigkeit als
Sozialversicherungsfachangestellte wie fÃ¼r TÃ¤tigkeiten des allgemeinen
Arbeitsmarktes gesehen. Aufgrund der chronisch-depressiven Symptomatik und der
PTBS mit Problemen der Stress- und Schmerzverarbeitung sei auf einen
ausgeglichenen Tag-Nacht-Rhythmus zu achten und keine TÃ¤tigkeit in Nachschicht
zu verrichten. Die KlÃ¤gerin habe groÃ�e Angst vor dem anstehenden
Scheidungstermin, der Partner, den sie seit dem 13. Lebensjahr kenne, sei
verbittert und mache sie schlecht. Es gebe zwar eine neue Beziehung, der Partner
lebe jedoch weit weg und sei ebenfalls noch verheiratet. Sie mache sich groÃ�e
Sorgen um ihre Kinder, ihr Sohn sei ein Schreikind gewesen und leide unter ADHS.
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Ihren Haushalt schaffe sie nur mÃ¼hsam und fÃ¼hle sich allein gelassen.
Vorangegangen seien lÃ¤ngere Auseinandersetzungen nach einer gewÃ¼nschten
Versetzung in eine andere GeschÃ¤ftsstelle ihrer Arbeitgeberin. In dem Team habe
schlechte Stimmung geherrscht, sie habe sich nicht gesehen und mit ihrem Wunsch
nach TeilzeitbeschÃ¤ftigung nicht ernst genommen gefÃ¼hlt. Ihre ehemaligen
Vorgesetzten hÃ¤tten sie laut ihrer Psychotherapeutin retraumatisiert und ihr die
Freude an der langjÃ¤hrigen beruflichen TÃ¤tigkeit genommen. Aufgrund der
Trennung habe ein Wohnungswechsel stattgefunden, die beiden Kinder lebten bei
ihr. Die Wohnsituation sei fÃ¼r sie sehr belastend, die beiden Kinder hÃ¤tten jeder
ein eigenes Zimmer, sie selbst schlafe auf der Couch im Wohnzimmer, wo sie nie
abschalten kÃ¶nne und keine RÃ¼ckzugsmÃ¶glichkeit habe. Aus der Ehe
bestÃ¼nden Schulden in HÃ¶he von 53.000 â�¬, die sie mitzutragen habe. Eine
Privatinsolvenz sei vom Rechtsanwalt bereits empfohlen worden.
Psychopathologisch sei sie wach, allseits sicher orientiert, bei vermindertem Antrieb
und psychomotorischer Anspannung gewesen. Die affektive SchwingungsfÃ¤higkeit
sei eingeschrÃ¤nkt und die Stimmung als etwas verbessert angegeben worden.
Situative oder ungerichtete Ã�ngste hÃ¤tten ebenso wenig bestanden wie
dissoziatives Erleben, dafÃ¼r aber multiple somatoforme Schmerzen und
EinschrÃ¤nkungen. Es hÃ¤tten spezifische Kriterien fÃ¼r das Vorliegen einer PTBS
vorgelegen. Die dissoziative Symptomatik, die mit dem Fragebogen erhoben
worden sei, sei unspezifisch und lasse eine erhÃ¶hte VulnerabilitÃ¤t in Bezug auf
dissoziatives Erleben vermuten. EinschrÃ¤nkend mÃ¼sse aber erwÃ¤hnt werden,
dass dieses Erleben nur in Bezug auf wenige der abgefragten Ereignisse
beschrieben worden sei, sodass sich kein Anlass biete, von einer ausgeprÃ¤gten
dissoziativen Symptomatik auszugehen. Die RehabilitationsmaÃ�nahme sei fÃ¼r
die KlÃ¤gerin dadurch erschwert worden, dass sie sich weiterhin um Termine fÃ¼r
die Kinder, insbesondere die Therapie des Sohnes habe kÃ¼mmern mÃ¼ssen,
weshalb sie hÃ¤ufig unter Druck gestanden habe. Therapeutisch sei dies als
Ã�bungsfeld genutzt worden, sodass erfolgreich daran habe gearbeitet werden
kÃ¶nnen, sich von den BedÃ¼rfnissen anderer abzugrenzen und zu erkennen, dass
sie hÃ¤ufig in die Rolle der â��Helferinâ�� verfallen sei und Verantwortung fÃ¼r
Gruppenprozesse Ã¼bernommen habe. WÃ¤hrend der MaÃ�nahmen seien Themen
aktualisiert, die mit der posttraumatischen Belastung in Zusammenhang stÃ¼nden
und auf den Umgang mit auftretenden Problemen und der Notwendigkeit, Grenzen
zu setzen, hingewiesen worden. Gegen Ende der MaÃ�nahme seien Fragen der
sozialmedizinischen LeistungseinschÃ¤tzung und der FortfÃ¼hrung der
Erwerbsbiographie in den Fokus gerÃ¼ckt, worauf sie verunsichert reagiert habe
und die MaÃ�nahme zunÃ¤chst habe abbrechen wollen. Durch die Heilbehandlung
mit Steigerung der antidepressiven Medikation hÃ¤tten bestehende
BeeintrÃ¤chtigungen Ã¼berwiegend abgebaut werden kÃ¶nnen, sodass wieder
vollschichtige LeistungsfÃ¤higkeit bestehe. Die KlÃ¤gerin habe die EinschÃ¤tzung
geteilt und sich wieder vorstellen kÃ¶nnen, als Sozialversicherungsfachangestellte
arbeiten zu kÃ¶nnen.

In der Rehabilitationsnachsorge-Dokumentation (14. MÃ¤rz bis 31. Oktober 2013)
hat das AHG ausgefÃ¼hrt, dass sich die KlÃ¤gerin sehr engagiert in die Gruppe
eingebracht und zeitweilig sehr viel Raum fÃ¼r ihre Problematik beansprucht habe.
Es habe sich oft ein regressives Verhalten, auch im Sinne eines sekundÃ¤ren
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Krankheitsgewinns gezeigt. Sie sei introspektionsfÃ¤hig gewesen und habe die
erlernten Strategien in den Alltag integrieren kÃ¶nnen.

GegenÃ¼ber der FachÃ¤rztin fÃ¼r Psychiatrie und Psychotherapie Dr. K hat die
KlÃ¤gerin bei der ambulanten Untersuchung am 1. April 2014 angegeben, dass es
von 1984 bis 1987 zu sexuellen Ã�bergriffen durch den Stiefvater gekommen sei.
Nachdem sie mit 13 Jahren ihren ersten Freund und spÃ¤teren Ehemann
kennengelernt habe, habe sie sich von den Forderungen des Stiefvaters distanziert.
Daraufhin habe dieser den Bruder sexuell missbraucht, wobei unklar sei, ob ihre
Schwester belÃ¤stigt worden sei. Die Mutter habe sich von dem Stiefvater nicht
trennen kÃ¶nnen, sondern erst auf die Anzeige hin. Der Stiefvater sei drei Jahre ins
GefÃ¤ngnis gekommen. Sie sei nach wie vor belastet wegen des Missbrauchs, habe
einen Suizidversuch der Mutter noch in Erinnerung. Die Ehe mit ihrem ersten Freund
sei im Mai 2013 geschieden worden, nachdem sie sich auseinandergelebt hÃ¤tten.
Jetzt sei sie enttÃ¤uscht, dass sich der geschiedene Mann nicht um die Kinder
kÃ¼mmere und den Unterhaltspflichten nicht ausreichend nachkomme. Es
bestÃ¼nden hohe gemeinsame Schulden, ihr Sohn sei an ADHS erkrankt und
mÃ¼sse viele Therapietermine wahrnehmen. Nach dem Umzug von B nach F
mÃ¼sse sie sich in ein neues soziales Umfeld einfÃ¼gen. Das ArbeitsverhÃ¤ltnis
bei der SBK habe sie beenden mÃ¼ssen, da sie hÃ¤ufig Ã�berstunden zu leisten
gehabt, ein Arbeitsweg von 90 Minuten bestanden habe und die Doppelbelastung
von Familie und Beruf nach der Trennung zu viel gewesen sei. Seit sechs Monaten
bewerbe sie sich im Breisacher Raum, eine Krankschreibung bestehe aktuell nicht.
Psychiatrisch sei die KlÃ¤gerin allseits orientiert und im formalen Denken
weitschweifig gewesen, verbunden mit GrÃ¼belneigung und Rededrang. Im
inhaltlichen Denken habe sich kein Anhalt fÃ¼r produktiv paranoides Erleben
gezeigt, affektiv sei sie immer wieder herabgestimmt oder gereizt gewesen.
Diagnostiziert worden sei eine chronifizierte, mittelgradig ausgeprÃ¤gte Depression,
eine PTBS und eine SomatisierungsstÃ¶rung. Ein positives Leistungsbild bestehe
fÃ¼r mittelschwere kÃ¶rperliche Arbeiten unter BerÃ¼cksichtigung einer
verminderten geistig-psychischen Belastbarkeit. Im letzten Beruf als
Kundenberaterin wie auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt bestehe ein vollschichtiges
LeistungsvermÃ¶gen.

Die DRV hat ihr befristete Rente wegen voller Erwerbsminderung auf Zeit vom 18.
August 2011 bis 31. Oktober 2015 gewÃ¤hrt. Auf den WeitergewÃ¤hrungsantrag
hat die Sozialmedizinerin Dr.Â B5 kein positives LeistungsvermÃ¶gen gesehen, da
sich nach der WirbelsÃ¤ulen-Operation 2014 zusÃ¤tzlich eine
RotatorenmanschettenschÃ¤digung und eine Chronifizierung des Schmerzsyndroms
eingestellt habe.

Mit Urteil vom 3. Dezember 2020 hat der Senat die Berufung zurÃ¼ckgewiesen, da
ein GdS von 50, der Voraussetzung fÃ¼r die GewÃ¤hrung einer BeschÃ¤digtenrente
sei, nicht erreicht werde (L 6 VG 1651/19).

Gegen die Nichtzulassung der Revision hat die KlÃ¤gerin Beschwerde beim
Bundessozialgericht (BSG) eingelegt, dass mit Beschluss vom 10. Juni 2021 das
Urteil wegen Verletzung des rechtlichen GehÃ¶rs aufgehoben und die Sache zur
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erneuten Verhandlung und Entscheidung zurÃ¼ckverwiesen hat (B 9 V 1/21 B).

Das Verfahren wird unter dem Aktenzeichen L 6 VG 2424/21 ZVW weitergefÃ¼hrt.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

das Verfahren auf Grund des Anerkenntnisses des Beklagten einzustellen,

hilfsweise,

den Beklagte zu verurteilen, einen AbÃ¤nderungsbescheid nach Â§Â 96
Sozialgerichtsgesetz mit dem Inhalt zu erlassen, dass bei ihr ein
schÃ¤digungsbedingter Grad der SchÃ¤digung in HÃ¶he von 50 vorliegt und ihr
fÃ¼r den Zeitraum von November 2012 bis Februar 2020 BeschÃ¤digtenrente in
HÃ¶he von mindestens 9.712,77 â�¬ zustehen.

weiter hilfsweise,

das Urteil des Sozialgerichts Freiburg vom 31. Januar 2019 sowie den Bescheid vom
17.Â Oktober 2014 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 7. Dezember
2015 aufzuheben und den Beklagten zu verurteilen, ihr BeschÃ¤digtenrente nach
einem Grad der SchÃ¤digung von mindestens 50 zu gewÃ¤hren,

hilfsweise, ein SachverstÃ¤ndigengutachten von Amts wegen, 

hÃ¶chst hilfsweise gemÃ¤Ã� Â§ 109 Sozialgerichtsgesetz bei der FachÃ¤rztin fÃ¼r
Psychiatrie und Psychotherapie E2 zu folgenden Beweisthemen einzuholen:

â�� Die bei ihr vorliegenden psychischen GesundheitsstÃ¶rungen, die durch den
sexuellen Missbrauch durch ihren Stiefvater in den Jahren 1984 bis 1987 entstanden
sind, sind mit einem Grad der SchÃ¤digungÂ  von 50 zu bewerten.

â�� Die (Teil) Aufgabe ihrer BerufstÃ¤tigkeit ab dem Jahre 2011 wegen qualitativer
und quantitativer Minderung ihres LeistungsvermÃ¶gens ist auf den vorgenannten
Missbrauch zurÃ¼ckzufÃ¼hren,

weiter hilfsweise sie persÃ¶nlich anzuhÃ¶ren.

Der Beklagte beantragt,

die Berufung der KlÃ¤gerin zurÃ¼ckzuweisen.

Er erachtet die erstinstanzliche Entscheidung fÃ¼r zutreffend.

Der Senat hat mit VerfÃ¼gung vom 3. August 2021 darauf hingewiesen, dass das
Verfahren zur erneuten Terminierung vorgesehen ist.

Das Ablehnungsgesuch gegen den Senat und gegen den Berichterstatter ist mit
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Beschluss vom 21.Â September 2021 abgelehnt worden (L 6 SF 2694/21 AB).

Mit VerfÃ¼gung vom 21. September 2021, zugestellt am 22. September 2021, hat
der Senat zur Stellung eines Antrages nach Â§ 109 SGG eine letzte Frist bis zum 11.
Oktober 2021 gesetzt. Mit am 11. Oktober 2021 eingegangenem Schriftsatz vom 8.
Oktober 2021 hat die KlÃ¤gerin mitgeteilt, dass eine weitere Beweisaufnahme ihres
Erachtens derzeit noch nicht anstehe. Vorsorglich nehme sie das Anerkenntnis des
Beklagten hinsichtlich der im Zeitraum November 2012 bis Februar 2020 von dem
Beklagten bezifferten Anspruchs zuzÃ¼glich des noch zu beziffernden
Ehegattenzuschlags wÃ¤hrend der nachgewiesenen Elternzeit an. Der Beklagte sei
aufzufordern bzw. ihm Gelegenheit zu geben, den angekÃ¼ndigten
Ã�nderungsbescheid nach MaÃ�gabe seiner frÃ¼heren beim LSG eingereichten
SchriftsÃ¤tze zu erlassen. An diese damalige Zusicherung sei der Beklagte
gebunden (Â§Â 34 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch â�� SGB X). Sollte es der
Beklagte ablehnen, einen entsprechenden Bescheid zu erteilen, werde im Wege der
Klageerweiterung eine entsprechende Verurteilung beantragt. Es werde in erster
Linie angeregt, erneut Beweis durch die Einholung eines
SachverstÃ¤ndigengutachtens nach Â§ 106 SGG zu erheben. Ausweislich Seite 30
des aufgehobenen Berufungsurteils habe sich der Senat bisher bei der Bewertung
der HÃ¶he des GdS vor allem auf das im Verwaltungsverfahren eingeholte
Gutachten E1 gestÃ¼tzt, das als â��Ã¼berzeugendâ�� bezeichnet werde. Der
Beklagte selbst sei der dort vorgenommenen Bewertung allerdings nicht gefolgt,
sondern habe diese aufgrund der versorgungsÃ¤rztlichen Stellungnahme des
Facharztes fÃ¼r Psychiatrie und Psychotherapie Dr. S1 korrigiert und einen GdS in
HÃ¶he von 40 angesetzt. Das Gutachten lasse schon nicht erkennen, von welchem
KausalitÃ¤tsmaÃ�stab es hinsichtlich der Verwendung des Begriffs Nachschadens
ausgehe. Auch im OpferentschÃ¤digungsrecht gelte die KausalitÃ¤tstheorie der
wesentlichen Bedingung. Hiernach sei in dem hier vorliegenden Zusammenhang
maÃ�gebend, ob der Missbrauch wesentlich fÃ¼r den festgestellten
Gesundheitsschaden sei, was nur dann zu verneinen sei, wenn anderen Ursachen
Ã¼berragende Bedeutung zukomme. â��Wesentlichâ�� sei also nicht
gleichzusetzen mit â��gleichwertigâ�� oder â��annÃ¤hernd gleichwertigâ��, auch
eine (rechnerisch) verhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ig niedrig bewerte Ursache kÃ¶nne wesentlich
sein. Diese Auffassung habe der Gutachter zu Grunde legen mÃ¼ssen. Es sei nicht
ersichtlich, dass dies geschehen sei. Gerichtlich bestellte SachverstÃ¤ndige
wÃ¼rden regelmÃ¤Ã�ig vor der Erstellung der Gutachten vom Gericht Ã¼ber die im
Sozialgericht anzuwendende KausalitÃ¤tstheorie unterrichtet. Es sei nicht einmal
erkennbar, ob der Gutachter gewusst habe, dass es beim Begriff des Nachschadens
nicht auf ein zeitliches Moment ankomme, sondern, bei Zugrundelegung des
vorgenannten KausalitÃ¤tsmaÃ�stabs, allein maÃ�gebend sei, ob die
GesundheitsstÃ¶rungen unabhÃ¤ngig von der SchÃ¤digung oder den
SchÃ¤digungsfolgen entstanden seien und sich entwickelten. Nur vorsorglich und
hilfsweise werde weitere Beweiserhebung nach Â§ 109 SGG beantragt.

Hinsichtlich des weiteren Sach- und Streitstandes wird auf die Verwaltungs- und
Gerichtsakte ergÃ¤nzend Bezug genommen.
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EntscheidungsgrÃ¼nde

Der Senat konnte verhandeln und entscheiden, obwohl die KlÃ¤gerin persÃ¶nlich
zur mÃ¼ndlichen Verhandlung nicht erschienen ist, nachdem auf diese
MÃ¶glichkeit mit der Ladung hingewiesen worden ist (Â§ 110 Abs. 1 Satz 2 SGG).
UnabhÃ¤ngig davon, war sie durch ihren ProzessbevollmÃ¤chtigten vertreten und
ihr persÃ¶nliches Erscheinen nicht angeordnet. Es wÃ¤re ihr unbenommen
gewesen, persÃ¶nlich an der mÃ¼ndlichen Verhandlung im GerichtsgebÃ¤ude
teilzunehmen oder sich wÃ¤hrend der Verhandlung bei ihrem mittels
Videokonferenz (vgl. Beschluss des Senats vom 20.Â Oktober 2021) zugeschalteten
ProzessbevollmÃ¤chtigten aufzuhalten.

Die form- und fristgerecht (Â§ 151 SGG) eingelegte Berufung ist statthaft (Â§Â§ 143,
144 SGG) und auch im Ã�brigen zulÃ¤ssig, aber unbegrÃ¼ndet.

Nach Art. 4 Abs. 2 OEG in der Fassung des Gesetzes zur Ã�nderung des Gesetzes
Ã¼ber Finanzhilfen des Bundes zum Ausbau der Tagesbetreuung fÃ¼r Kinder und
des Kinderbetreuungsfinanzierungsgesetzes vom 15. April 2020 (BGBl. I S. 812) ist
fÃ¼r die EntschÃ¤digung ab dem 1. Juli 2020 dasjenige Land zustÃ¤ndig, in dem die
berechtigte Person ihren Wohnsitz hat. Durch den somit kraft Gesetzes
eingetretenen Beteiligtenwechsel war das Passivrubrum von Amts wegen zu
berichtigen (vgl. BSG, Urteil vom 18. November 2015 â�� B 9 V 1/15 R â��, juris, Rz.
14) und als neuer Beklagter das Land Baden-WÃ¼rttemberg aufzunehmen. Der
(neue) Beklagte muss sich dabei das Handeln des VorgÃ¤ngers zurechnen lassen
(BSG, a.a.O.).

Gegenstand des Berufungsverfahrens ist das Urteil des SG vom 31. Januar 2019, mit
dem die kombinierte Anfechtungs- und Leistungsklage (Â§ 54 Abs. 1 und 4 SGG) auf
GewÃ¤hrung einer BeschÃ¤digtenrente unter Aufhebung des Bescheides vom 17.
Oktober 2014 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides (Â§ 95 SGG) vom 7.
Dezember 2015 abgewiesen worden ist. MaÃ�gebender Zeitpunkt fÃ¼r die
Beurteilung der Sach- und Rechtslage ist bei dieser Klageart grundsÃ¤tzlich der
Zeitpunkt der letzten mÃ¼ndlichen Verhandlung in den Tatsacheninstanzen (vgl.
BSG, Urteil vom 2. September 2009 â��Â BÂ 6Â KAÂ 34/08 â��, juris, Rz. 26; Keller
in: Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, Kommentar zum SGG, 13. Aufl. 2020,
Â§ 54 Rz. 34). Nicht Streitgegenstand des Verfahrens ist ein Anspruch auf
Ausgleichsrente nach Â§ 32 BVG, da der Beklagte Ã¼ber einen solchen Anspruch
nicht entschieden hat und diese beim SG nicht beantragt worden ist. Eine solche
hat die KlÃ¤gerin zwischenzeitlich beim Beklagten beantragt.

Die UnbegrÃ¼ndetheit der Berufung folgt aus der UnbegrÃ¼ndetheit der Klage. Der
Bescheid vom 17. Oktober 2014 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 7.
Dezember 2015 ist rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt die KlÃ¤gerin nicht in ihren Rechten
(Â§ 54 Abs. 1 Satz 2 SGG). Das SG hat die Klage im Ergebnis zu Recht abgewiesen.

Der Senat hatte Ã¼ber die Berufung insgesamt in der Sache zu entscheiden. Ein
(Teil-)Anerkenntnis des Beklagten, welches durch eine Annahme seitens der
KlÃ¤gerin zu einer (teilweisen) Erledigung des Rechtsstreits hÃ¤tte fÃ¼hren
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kÃ¶nnen, liegt nicht vor. Ein solches hat der Beklagte im Schriftsatz vom 13.
Dezember 2019 nicht erklÃ¤rt. Die ErklÃ¤rung des Beklagten geht prozessual ins
Leere, denn die AnkÃ¼ndigung eines Rentenbewilligungsbescheids hat zwar nach
ihrem materiellen Gehalt Ã�hnlichkeit mit einem Anerkenntnis, kann aber nicht als
ProzesserklÃ¤rung verstanden werden.

Streitgegenstand des Berufungsverfahrens ist nÃ¤mlich die GewÃ¤hrung einer
BeschÃ¤digtengrundrente nach einem GdS von wenigstens 50. Nur hierauf kÃ¶nnte
sich ein (Teil-)Anerkenntnis beziehen, da nach Â§ 101 Abs. 2 SGG nur Teil-
AnsprÃ¼che anerkannt werden kÃ¶nnen, ein Teilanerkenntnis zu
Berechnungselementen aber ausgeschlossen ist (vgl. BSG, Urteil vom 20.
September 2012 â��Â BÂ 8Â SOÂ 4/11 R â��, juris, Rz. 13). Auf solche
Berechnungselemente haben sich die AusfÃ¼hrungen des Beklagten indessen
bezogen, als er seine Rechtsauffassung zur bbB dargelegt und die Konsequenzen
fÃ¼r den (Gesamt-)GdS, der ebenfalls nicht isoliert festgestellt werden kann (vgl.
Senatsurteil vom 24. Januar 2017 â�� L 6 VH 789/15 â��, juris, Rz. 55), beschrieben
hat. Gleiches gilt fÃ¼r die Frage der BedÃ¼rftigkeit, was im Ã�brigen daraus
deutlich wird, dass die jeweiligen Normen fÃ¼r die einzelnen Berechnungselemente
zitiert worden sind. UnabhÃ¤ngig davon ist in dem Schriftsatz einleitend
ausgefÃ¼hrt, dass eine fiktive Berechnung durchgefÃ¼hrt worden sei und weitere
Unterlagen zur PrÃ¼fung des Anspruchs benÃ¶tigt wÃ¼rden. Auch vor diesem
Hintergrund scheidet die Annahme, dass der prozessuale Anspruch anerkannt
werden sollte, aus. Mit dem weiteren Schriftsatz vom 31. Januar 2020 ist lediglich
eine aktualisierte PrÃ¼fung der BedÃ¼rftigkeit Ã¼bersandt worden, jedoch
ebenfalls keine Anerkennung des prozessualen Anspruchs erfolgt. Letztlich ist mit
dem Schriftsatz des Beklagten vom 21. September 2020 nur darauf hingewiesen
worden, dass, wenn eine Neuberechnung der VersorgungsbezÃ¼ge wegen Heirat
der KlÃ¤gerin erforderlich werden sollte, diese vom LRA durchzufÃ¼hren sei, sodass
diesem die Akten Ã¼bersandt werden mÃ¼ssten. Abgesehen davon, dass der
Beklagte, nach dem Wechsel der ZustÃ¤ndigkeit, wohl Ã¼bersehen hat, dass noch
gar keine VersorgungsbezÃ¼ge gewÃ¤hrt worden sind, hat er lediglich in den Raum
gestellt, dass eine Neuberechnung erforderlich werden kÃ¶nnte. Hierdurch ist schon
keine ProzesserklÃ¤rung abgegeben worden, wobei selbst eine solche keine
Zusicherung im Sinne des Â§ 34 SGB X darstellt, da sie der ProzessfÃ¼hrung und
damit den prozessualen Zwecken dienen und deshalb prozessualen Regelungen
folgen. Selbst die ErklÃ¤rung im Prozess, eine bestimmte MaÃ�nahme demnÃ¤chst
zu erlassen, die der Beklagte nicht abgegeben hat, unterfÃ¤llt daher nicht den
Bestimmungen des Â§ 34 SGB X (vgl. Bundesverwaltungsgericht [BVerwG], Urteil
vom 7. Februar 1986 â�� 4 C 28/84 â��, juris, Rz. 14; Littman in: Hauck/Noftz, SGB
X, Â§ 34 Rz. 11; Dreher, jurisPR-SozR 24/2021 Anm. 6). Eine Einstellung des
Verfahrens in entsprechender Anwendung von Â§Â 102Â SatzÂ 3Â SGG mit der
Folge, dass ein fÃ¼r die Vollstreckung ausreichender Vollstreckungstitel hergestellt
wird (vgl. BSG, Urteil vom 27. November 1980 â�� 5Â RKnÂ 11/80Â â��, juris, Rz.
23), kommt daher auch nicht teilweise in Betracht. Der Hauptantrag ist daher
unbegrÃ¼ndet.

Aus Vorstehendem folgt gleichzeitig, dass der erste Hilfsantrag unbegrÃ¼ndet ist.
Die KlÃ¤gerin verkennt, dass Â§ 96 SGG eine der ProzessÃ¶konomie dienende
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Vorschrift ist (vgl. Schmidt in: Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, a.Â a.Â O.,
Â§ 96 Rz. 1a), die die Einbeziehung tatsÃ¤chlich ergangener Verwaltungsakte im
laufenden Klage-/Berufungsverfahren regelt, aber keinen materiellen Anspruch auf
Erlass eines Bescheides begrÃ¼ndet. Nachdem der Beklagten bereits kein
(Teil-)Anerkenntnis abgegeben hat, das zur (teilweisen) Erledigung des Verfahrens
hÃ¤tte angenommen werden kÃ¶nnen, kann hieraus kein Anspruch auf Erlass eines
Verwaltungsaktes folgen. Abgesehen davon handelt es sich um eine Frage des
Vollstreckungsrechts.

Im Ã�brigen besteht ein materieller Anspruch der KlÃ¤gerin nicht, sodass die
Verurteilung zu einer LeistungsgewÃ¤hrung weder im Sinne des ersten noch des
zweiten Hilfsantrages beansprucht werden kann.

Rechtsgrundlage fÃ¼r den geltend gemachten Anspruch ist 
Â§Â 1Â Abs.Â 1Â SatzÂ 1Â OEG in Verbindung mit Â§Â 9 Abs.Â 1 Nr.Â 3 Alt. 1,
Â§Â 30, Â§Â 31 BVG. Danach erhÃ¤lt wegen der gesundheitlichen und
wirtschaftlichen Folgen auf Antrag Versorgung in entsprechender Anwendung der
Vorschriften des BVG, unter anderem auch BeschÃ¤digtengrundrente nach Â§Â 31
Abs.Â 1 BVG, wer im Geltungsbereich des OEG oder auf einem deutschen Schiff
oder Luftfahrzeug infolge eines vorsÃ¤tzlichen, rechtswidrigen tÃ¤tlichen Angriffs
gegen seine oder eine andere Person oder durch dessen rechtmÃ¤Ã�ige Abwehr
eine gesundheitliche SchÃ¤digung erlitten hat. Die Versorgung umfasst nach dem
insoweit entsprechend anwendbaren Â§Â 9 Abs.Â 1 Nr.Â 3 BVG die
BeschÃ¤digtenrente (Â§Â§Â 29Â ff.Â BVG). Nach Â§Â 30 Abs.Â 1 SatzÂ 1 BVG ist der
GdS â�� bis zum Inkrafttreten des Gesetzes zur Ã�nderung des BVG und anderer
Vorschriften des Sozialen EntschÃ¤digungsrechts vom 13.Â Dezember 2007 (BGBl I
S.Â 2904) am 21. Dezember 2007 als Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit (MdE)
bezeichnet â�� nach den allgemeinen Auswirkungen der
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen, welche durch die als SchÃ¤digungsfolge
anerkannten kÃ¶rperlichen, geistigen oder seelischen GesundheitsstÃ¶rungen
bedingt sind, in allen Lebensbereichen zu beurteilen. Der GdS ist nach
Zehnergraden von 10 bis 100 zu bemessen; ein bis zu fÃ¼nf Grad geringerer GdS
wird vom hÃ¶heren Zehnergrad mit umfasst (Â§Â 30 Abs.Â 1 SatzÂ 2 BVG).
BeschÃ¤digte erhalten gemÃ¤Ã� Â§Â 31Â Abs.Â 1Â BVG eine monatliche
Grundrente ab einem GdS von 30. Liegt der GdS unter 25 besteht kein Anspruch auf
eine RentenentschÃ¤digung (vgl. Senatsurteil vom 18. Dezember 2014 â�� L 6 VS
413/13 â��, juris, Rz. 42; Dau, in: Knickrehm, Gesamtes Soziales
EntschÃ¤digungsrecht, 2012, Â§Â 31 BVG Rz. 2).

FÃ¼r einen Anspruch auf BeschÃ¤digtenversorgung nach dem OEG in Verbindung
mit dem BVG sind folgende rechtlichen GrundsÃ¤tze maÃ�gebend (vgl. BSG, Urteil
vom 17.Â April 2013 â��Â BÂ 9Â VÂ 1/12Â RÂ â��, BSGE 113, 205 ):

Ein Versorgungsanspruch setzt zunÃ¤chst voraus, dass die allgemeinen
Tatbestandsmerkmale des Â§Â 1 Abs.Â 1 SatzÂ 1 OEG gegeben sind (vgl. hierzu
BSG, Urteil vom 23. April 2009 â��Â BÂ 9Â VGÂ 1/08Â R â��, juris, Rz. 27 m. w. N).
Danach erhÃ¤lt eine natÃ¼rliche Person (â��werâ��), die im Geltungsbereich des
OEG durch einen vorsÃ¤tzlichen, rechtswidrigen tÃ¤tlichen Angriff eine
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gesundheitliche SchÃ¤digung erlitten hat, wegen der gesundheitlichen und
wirtschaftlichen Folgen auf Antrag Versorgung in entsprechender Anwendung der
Vorschriften des BVG. Somit besteht der Tatbestand des Â§Â 1 Abs.Â 1 SatzÂ 1 OEG
aus drei Gliedern (tÃ¤tlicher Angriff, SchÃ¤digung und SchÃ¤digungsfolgen), die
durch einen Ursachenzusammenhang miteinander verbunden sind. In AltfÃ¤llen,
also bei SchÃ¤digungen zwischen dem Inkrafttreten des Grundgesetzes am 23. Mai
1949 und dem Inkrafttreten des OEG am 16. Mai 1976 (BGBl I S.Â 1181), mÃ¼ssen
daneben noch die besonderen Voraussetzungen gemÃ¤Ã� Â§Â 10 SatzÂ 2 OEG in
Verbindung mit Â§Â 10aÂ Abs.Â 1Â SatzÂ 1Â OEG erfÃ¼llt sein. Nach dieser
HÃ¤rteregelung erhalten Personen, die in diesem Zeitraum geschÃ¤digt worden
sind, auf Antrag Versorgung, solange sie allein infolge dieser SchÃ¤digung
schwerbeschÃ¤digt und bedÃ¼rftig sind sowie im Geltungsbereich des OEG ihren
Wohnsitz oder gewÃ¶hnlichen Aufenthalt haben. Eine SchwerbeschÃ¤digung liegt
nach Â§Â 31Â Abs.Â 2 BVG vor, wenn ein GdS von mindestens 50 festgestellt ist.

Nach der Rechtsprechung des BSG ist bei der Auslegung des Rechtsbegriffes
â��vorsÃ¤tzlicher, rechtswidriger tÃ¤tlicher Angriffâ�� im Sinne des Â§Â 1 Abs.Â 1
SatzÂ 1 OEG entscheidend auf die Rechtsfeindlichkeit, vor allem verstanden als
Feindlichkeit gegen das Strafgesetz, abzustellen; von subjektiven Merkmalen, wie
etwa einer kÃ¤mpferischen, feindseligen Absicht, hat sich die Auslegung insoweit
weitestgehend gelÃ¶st (vgl. hierzu BSG, Urteil vom 7. April 2011
â��Â BÂ 9Â VGÂ 2/10Â RÂ â��, SozR 4-3800 Â§Â 1 Nr.Â 18, Rz. 32 m. w. N.). Dabei
sind je nach Fallkonstellation unterschiedliche Schwerpunkte gesetzt und
verschiedene Gesichtspunkte hervorgehoben worden. Leitlinie ist insoweit der sich
aus dem Sinn und Zweck des OEG ergebende Gedanke des Opferschutzes. Das
Vorliegen eines tÃ¤tlichen Angriffes hat das BSG daher aus der Sicht von
objektiven, vernÃ¼nftigen Dritten beurteilt und insbesondere sozial angemessenes
Verhalten ausgeschieden. Allgemein ist es in seiner bisherigen Rechtsprechung
davon ausgegangen, dass als tÃ¤tlicher Angriff grundsÃ¤tzlich eine in feindseliger
oder rechtsfeindlicher Willensrichtung unmittelbar auf den KÃ¶rper eines anderen
zielende gewaltsame Einwirkung anzusehen ist, wobei die Angriffshandlung in aller
Regel den Tatbestand einer â�� jedenfalls versuchten â�� vorsÃ¤tzlichen Straftat
gegen das Leben oder die kÃ¶rperliche Unversehrtheit erfÃ¼llt (st. Rspr.; vgl. nur
BSG, Urteil vom 29. April 2010 â��Â BÂ 9Â VGÂ 1/09Â RÂ â��, SozR 4-3800 Â§Â 1
Nr.Â 17, Rz. 25 m. w. N.). Abweichend von dem im Strafrecht umstrittenen
Gewaltbegriff im Sinne des Â§Â 240 Strafgesetzbuch (StGB) zeichnet sich der
tÃ¤tliche Angriff im Sinne des Â§Â 1 Abs.Â 1 SatzÂ 1 OEG durch eine kÃ¶rperliche
Gewaltanwendung (TÃ¤tlichkeit) gegen eine Person aus, wirkt also kÃ¶rperlich
(physisch) auf einen anderen ein (vgl. BSG, Urteil vom 7. April 2011 â�� B 9 VG 2/10
R â��, SozRÂ 4Â 3800Â Â§Â 1Â Nr.Â 18, Rz. 36 m. w. N.). Ein solcher Angriff setzt
eine unmittelbar auf den KÃ¶rper einer anderen Person zielende, gewaltsame
physische Einwirkung voraus; die bloÃ�e Drohung mit einer wenn auch erheblichen
Gewaltanwendung oder SchÃ¤digung reicht hierfÃ¼r demgegenÃ¼ber nicht aus
(vgl. BSG, Urteil vom 16. Dezember 2014 â�� B 9 V 1/13 R â��, juris, Rz.Â 23 ff.).

In FÃ¤llen des sexuellen Missbrauchs von Kindern im Sinne von Â§Â§Â 176, 176a
StGB hat das BSG den Begriff des tÃ¤tlichen Angriffes noch weiter verstanden.
Danach kommt es nicht darauf an, welche innere Einstellung der TÃ¤ter zu dem
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Opfer hatte und wie das Opfer die Tat empfunden hat. Es ist allein entscheidend,
dass die Begehensweise, also eine sexuelle Handlung, eine Straftat war (vgl. BSG,
Urteil vom 29. April 2010 â�� B 9 VG 1/09 R â��, SozRÂ 4Â 3800 Â§Â 1 Nr.Â 17, Rz.
28 m. w. N.). Auch der â��gewaltloseâ�� sexuelle Missbrauch eines Kindes kann
demnach ein tÃ¤tlicher Angriff im Sinne des Â§Â 1 Abs.Â 1 SatzÂ 1 OEG sein (vgl.
BSG, Urteile vom 18. Oktober 1995 â��Â 9Â RVgÂ 4/93Â â��, BSGE 77, 7, und â�� 9
RVg 7/93 â��, BSGE 77, 11 ). Diese erweiternde Auslegung des Begriffes des
tÃ¤tlichen Angriffs ist speziell in FÃ¤llen eines sexuellen Missbrauchs von Kindern
aus GrÃ¼nden des sozialen und psychischen Schutzes der Opfer unter
BerÃ¼cksichtigung von Sinn und Zweck des OEG geboten.

Hinsichtlich der entscheidungserheblichen Tatsachen kennen das soziale
EntschÃ¤digungsrecht und damit auch das OEG drei BeweismaÃ�stÃ¤be.
GrundsÃ¤tzlich bedÃ¼rfen die drei Glieder der Kausalkette (schÃ¤digender
Vorgang, SchÃ¤digung und SchÃ¤digungsfolgen) des Vollbeweises. FÃ¼r die
KausalitÃ¤t selbst genÃ¼gt gemÃ¤Ã� Â§Â 1 Abs.Â 3 BVG die Wahrscheinlichkeit.
Nach MaÃ�gabe des Â§Â 15 SatzÂ 1 des Gesetzes Ã¼ber das Verwaltungsverfahren
der Kriegsopferversorgung (KOVVfG), der gemÃ¤Ã� Â§Â 6 Abs.Â 3 OEG anzuwenden
ist, sind bei der Entscheidung die Angaben der Antragstellenden, die sich auf die mit
der SchÃ¤digung, also insbesondere auch mit dem tÃ¤tlichen Angriff im
Zusammenhang stehenden Tatsachen beziehen, zugrunde zu legen, wenn sie nach
den UmstÃ¤nden des Falles glaubhaft erscheinen.

FÃ¼r den Vollbeweis muss sich das Gericht die volle Ã�berzeugung vom
Vorhandensein oder Nichtvorhandensein einer Tatsache verschaffen. Allerdings
verlangt auch der Vollbeweis keine absolute Gewissheit, sondern lÃ¤sst eine an
Gewissheit grenzende Wahrscheinlichkeit ausreichen. Denn ein darÃ¼ber
hinausgehender Grad an Gewissheit ist so gut wie nie zu erlangen (vgl. Keller, a. a.
O., Â§Â 128 Rz. 3b m. w. N.). Daraus folgt, dass auch dem Vollbeweis gewisse
Zweifel innewohnen kÃ¶nnen, verbleibende Restzweifel mit anderen Worten bei der
Ã�berzeugungsbildung unschÃ¤dlich sind, solange sie sich nicht zu gewichtigen
Zweifeln verdichten (vgl. BSG, Urteil vom 24. November 2010 â�� B 11 AL 35/09 R
â��, juris, Rz. 21). Eine Tatsache ist bewiesen, wenn sie in so hohem Grade
wahrscheinlich ist, dass alle UmstÃ¤nde des Falles nach vernÃ¼nftiger AbwÃ¤gung
des Gesamtergebnisses des Verfahrens und nach der allgemeinen Lebenserfahrung
geeignet sind, die volle richterliche Ã�berzeugung zu begrÃ¼nden (vgl. Keller, a. a.
O.).

Der Beweisgrad der Wahrscheinlichkeit im Sinne des Â§Â 1 Abs.Â 3 SatzÂ 1 BVG ist
dann gegeben, wenn nach der geltenden wissenschaftlichen Lehrmeinung mehr
fÃ¼r als gegen einen ursÃ¤chlichen Zusammenhang spricht (vgl. BSG, Beschluss
vom 8. August 2001 â��Â BÂ 9Â VÂ 23/01Â BÂ â��, SozR 3-3900 Â§Â 15 Nr.Â 4,
S.Â 14 m. w. N.). Diese Definition ist der Fragestellung nach dem wesentlichen
ursÃ¤chlichen Zusammenhang (vgl. hierzu BSG, Urteil vom 16. Dezember 2014 â�� 
B 9 V 6/13 R â��, juris, Rz. 18 ff.) angepasst, die nur entweder mit ja oder mit nein
beantwortet werden kann. Es muss sich unter WÃ¼rdigung des Beweisergebnisses
ein solcher Grad von Wahrscheinlichkeit ergeben, dass ernste Zweifel hinsichtlich
einer anderen MÃ¶glichkeit ausscheiden. FÃ¼r die Wahrscheinlichkeit ist ein
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â��deutlichesâ�� Ã�bergewicht fÃ¼r eine der MÃ¶glichkeiten erforderlich. Sie
entfÃ¤llt, wenn eine andere MÃ¶glichkeit ebenfalls ernstlich in Betracht kommt.

Bei dem â��Glaubhafterscheinenâ�� im Sinne des Â§Â 15 SatzÂ 1 KOVVfG handelt
es sich um den dritten, mildesten BeweismaÃ�stab des Sozialrechts.
Glaubhaftmachung bedeutet das Dartun einer Ã¼berwiegenden Wahrscheinlichkeit
(vgl. Keller, a. a. O., Rz. 3d m. w. N.), also der guten MÃ¶glichkeit, dass sich der
Vorgang so zugetragen hat, wobei durchaus gewisse Zweifel bestehen bleiben
kÃ¶nnen (vgl. BSG, Beschluss vom 8. August 2001 â�� B 9 V 23/01 B â��,
SozRÂ 3Â 3900 Â§Â 15 Nr.Â 4, S.Â 14Â f. m. w. N.). Dieser BeweismaÃ�stab ist
durch seine RelativitÃ¤t gekennzeichnet. Es muss nicht, wie bei der
Wahrscheinlichkeit des ursÃ¤chlichen Zusammenhanges, absolut mehr fÃ¼r als
gegen die glaubhaft zu machende Tatsache sprechen. Es reicht die gute
MÃ¶glichkeit aus, also es genÃ¼gt, wenn bei mehreren ernstlich in Betracht zu
ziehenden MÃ¶glichkeiten das Vorliegen einer davon relativ am wahrscheinlichsten
ist (vgl. Keller, a. a. O.), weil nach der GesamtwÃ¼rdigung aller UmstÃ¤nde
besonders viel fÃ¼r diese MÃ¶glichkeit spricht. Von mehreren ernstlich in Betracht
zu ziehenden Sachverhaltsvarianten muss einer den Ã¼brigen gegenÃ¼ber ein
gewisses, aber kein deutliches Ã�bergewicht zukommen. Wie bei den beiden
anderen BeweismaÃ�stÃ¤ben reicht die bloÃ�e MÃ¶glichkeit einer Tatsache nicht
aus, um die Beweisanforderungen zu erfÃ¼llen. Das Tatsachengericht ist allerdings
mit Blick auf die Freiheit der richterlichen BeweiswÃ¼rdigung (Â§Â 128 Abs.Â 1
SatzÂ 1 SGG) im Einzelfall grundsÃ¤tzlich darin nicht eingeengt, ob es die
Beweisanforderungen als erfÃ¼llt ansieht (vgl. BSG, Beschluss vom 8. August 2001
â�� B 9 V 23/01 B â��, SozR 3-3900 Â§Â 15 Nr.Â 4, S.Â 15). Diese GrundsÃ¤tze
haben ihren Niederschlag auch in den â��Anhaltspunkten fÃ¼r die Ã¤rztliche
GutachtertÃ¤tigkeit im sozialen EntschÃ¤digungsrecht und nach dem
Schwerbehindertengesetzâ�� in ihrer am 1. Oktober 1998 geltenden Fassung der
Ausgabe 1996 (AHP 1996) und nachfolgend â�� seit Juli 2004 â�� den
â��Anhaltspunkten fÃ¼r die Ã¤rztliche GutachtertÃ¤tigkeit im sozialen
EntschÃ¤digungsrecht und nach dem Schwerbehindertenrecht (Teil 2 SGB IX)â�� in
ihrer jeweils geltenden Fassung (AHP 2005 und 2008) gefunden, welche zum 1.
Januar 2009 durch die Anlage zu Â§Â 2 Versorgungsmedizin-Verordnung (VersMedV)
vom 10. Dezember 2008 (Teil C, Nrn. 1 bis 3 der Anlage zu Â§Â 2 VersMedV; vgl. BR-
Drucks 767/1/08 S.Â 3, 4) inhaltsgleich ersetzt worden ist (vgl. BSG, Urteil vom 16.
Dezember 2014 â�� B 9 V 6/13 R â��, juris, Rz. 17).

Die KlÃ¤gerin macht eine schÃ¤digende Handlung im Beitrittsgebiet vor dem 2.
Oktober 1990 geltend, sodass nach der Ã�bergangsvorschrift des Â§ 10 Satz 5 OEG
Versorgung nur nach MaÃ�gabe des Â§ 10a OEG zu gewÃ¤hren ist. Danach erhalten
Personen auf Antrag Versorgung, solange sie allein infolge dieser SchÃ¤digung
schwerbeschÃ¤digt (Nr. 1) und bedÃ¼rftig sind (Nr. 2) sowie im Geltungsbereich
dieses Gesetzes ihren Wohnsitz oder gewÃ¶hnlichen Aufenthalt haben (Nr. 3). Eine
SchwerbeschÃ¤digung liegt nach Â§ 31 Abs. 2 BVG vor, wenn ein GdS von
mindestens 50 vorliegt, wobei eine ErhÃ¶hung des GdS wegen besonderer
beruflicher Betroffenheit (bbB) nach Â§Â 30 Abs. 2 BVG zu berÃ¼cksichtigen ist
(vgl. BSG, Urteil vom 24.Â Juli 2002 â�� B 9 VG 5/01 R â��, juris, Rz. 13). 
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Diese Voraussetzungen liegen bei der KlÃ¤gerin nicht vor, da sich der Senat ebenso
wie der Beklagte und ihm folgend das SG nicht von dem Bestehen
schÃ¤digungsbedingter GesundheitsstÃ¶rungen, die mit einem GdS von 50 zu
bewerten wÃ¤ren, Ã¼berzeugen konnte und eine bbB ebenfalls nicht vorliegt. Dass
bei ihr ein GdB von 70 anerkannt ist, steht dieser Beurteilung nicht entgegen, da
dieser unter anderem nicht schÃ¤digungsbedingte orthopÃ¤dische
FunktionseinschrÃ¤nkungen berÃ¼cksichtigt. Dem SachverstÃ¤ndigengutachten H1
konnte sich der Senat weder in diagnostischer Hinsicht noch hinsichtlich der
KausalitÃ¤ts- oder der GdS-Beurteilung anschlieÃ�en.

Die Missbrauchshandlungen durch ihren zweiten Stiefvater erfÃ¼llen nach den
dargelegten MaÃ�stÃ¤ben den Tatbestand eines vorsÃ¤tzlichen rechtswidrigen
tÃ¤tlichen Angriffs. Dieser steht zur Ã�berzeugung des Senats im Vollbeweis fest,
der Missbrauch hat so stattgefunden, wie sie dies zunÃ¤chst im Strafverfahren und
dann gegenÃ¼ber der Dipl. Psych. E berichtet hat. Diese hat, auch fÃ¼r den Senat,
schlÃ¼ssig dargelegt, dass die Schilderungen der KlÃ¤gerin in sich komplex,
schlÃ¼ssig und nicht von Belastungstendenzen geprÃ¤gt und deswegen
glaubwÃ¼rdig gewesen sind.

SchÃ¤digungsbedingt ist bei der KlÃ¤gerin allein eine PTBS eingetreten. Zwar hÃ¤lt
der Senat im Grundsatz daran fest (vgl. im Einzelnen Senatsurteil vom 12. Januar
2017 â��Â LÂ 6Â VH 2746/15 â�� juris Rz. 54 ff.), dass fÃ¼r die Feststellung des
GdS nicht zwingend zu entscheiden ist, welche Erkrankung dem zugrunde liegt.
FÃ¼r die Beurteilung des GdS ist nicht die Bezeichnung der genauen medizinischen
Diagnose, sondern sind vielmehr die dadurch begrÃ¼ndeten
FunktionseinschrÃ¤nkungen ausschlaggebend (so auch BayLSG, Urteil vom 10.
Dezember 2018 â�� L 15 VG 29/17 â��, juris, Rz. 83).

Diese Ã�berlegungen fÃ¼hren im Falle der KlÃ¤gerin jedoch deshalb nicht weiter,
da bei ihr verschiedene, jeweils nach den VG, Teil B, Nr. 3.7 zu beurteilende,
Krankheitsbilder vorliegen, die, auch nach Ã�berzeugung des Senats, nicht
ausnahmslos auf das schÃ¤digende Ereignis zurÃ¼ckgefÃ¼hrt werden kÃ¶nnen
und deswegen nur teilweise fÃ¼r den GdS relevant sind. Dementsprechend kommt
eine anderweitige Abgrenzung, entgegen der Auffassung des SG, als Ã¼ber die
Diagnose nach einem anerkannten Diagnosesystem nicht in Betracht.

SchÃ¤digungsbedingt ist â�� entgegen der EinschÃ¤tzung der gerichtlichen
SachverstÃ¤ndigen â�� nur die PTBS (ICD-10-F43.1), wÃ¤hrend die rezidivierende
depressive StÃ¶rung (ICD-10-F33.1) nicht kausal auf den Missbrauch
zurÃ¼ckgefÃ¼hrt werden kann. Der Senat weist bereits an dieser Stelle darauf hin,
dass selbst die SachverstÃ¤ndige H1 davon ausgeht, dass bei der KlÃ¤gerin das
Vollbild einer PTBS nicht mehr vorhanden ist, sondern nur noch Teilsymptome, was
sie bei ihrer GdS-Bewertung hÃ¤tte berÃ¼cksichtigen mÃ¼ssen. Ebenso meint sie,
dass die VernachlÃ¤ssigung und familiÃ¤re Probleme in Kindheit und Jugend
gleichwertige Faktoren fÃ¼r die Depression sind. Auch diese zentralen Aussagen
mÃ¼ssen dann aber in der Bewertung der GesundheitsstÃ¶rungen berÃ¼cksichtigt
werden, woran es ebenfalls fehlt.
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Was als psychische Folge tatsÃ¤chlich kausal auf die SchÃ¤digung
zurÃ¼ckgefÃ¼hrt werden kann, entnimmt der Senat dem Gutachten E1, welches er
im Wege des Urkundsbeweises (Â§ 118 Abs.Â 1 SGG i.V.m. Â§Â§ 415 ff.
Zivilprozessordnung [ZPO]) verwertet. Dabei hat der Senat bei seiner
Entscheidungsfindung berÃ¼cksichtigt, dass Ã¤rztliche Gutachten, die nicht als
gerichtliche SachverstÃ¤ndigengutachten erstellt wurden, grundsÃ¤tzlich eine
andere Aussagekraft haben und damit einen anderen Beweiswert als gerichtliche
SachverstÃ¤ndigengutachten besitzen (vgl. BSG, Beschluss vom 29. Juni 2015 â�� B
9 V 45/14 B â��, juris, Rz.Â 6). Zwar definiert das Gesetz den Begriff des Gutachtens
selbst nicht, nach dem allgemeinen Sprachgebrauch fÃ¤llt darunter aber nur die
umfassende wissenschaftliche Bearbeitung einer im konkreten Fall relevanten
Fragestellung (vgl. BSG, Urteil vom 11. April 2013 â�� B 2 U 34/11 R â��, juris, Rz.
26), wie sie der Gutachter E1 vorgenommen hat. Sein Gutachten erfÃ¼llt die zu
stellenden formalen Anforderungen, nachdem es von dem beauftragten Gutachter
erstellt und die Begutachtung nicht unberechtigt auf einen Dritten Ã¼bertragen
worden ist (vgl. auch Â§ 407a Abs. 2 ZPO in der bis 14. Oktober 2016 geltenden
Fassung bzw. Â§ 407a Abs. 3 ZPO in der ab 15. Oktober 2016 geltenden Fassung).
Die fÃ¼r die Begutachtung maÃ�geblichen Einzelkriterien sind in einem
sorgfÃ¤ltigen Verfahren erhoben worden, das die Auswertung des Aktenmaterials,
die eingehende Untersuchung und die schriftliche Aufzeichnung des
GesprÃ¤chsinhaltes und des psychischen Befundes umfasst hat und dessen
Ergebnisse in einen Gesamtzusammenhang eingestellt worden sind (vgl. zu diesen
Kriterien: Bundesverfassungsgericht [BVerfG], Kammerschluss vom 14. Januar 2015
â�� 2 BvR 983/04 â��, juris, Rz. 15). Der Gutachter hat seinem Gutachten lege artis
eine Zusammenfassung der Aktenlage vorangestellt und die einschlÃ¤gigen
Befunde referiert, hat davon abgesetzt seine eigenen Untersuchungen getrennt
nach den eigenen Angaben der KlÃ¤gerin und seinen Untersuchungen dargestellt
und auf dieser Grundlage dann seine fachliche Beurteilung vorgenommen. Das
Gutachten Ehinger hat daher die aufgezeigten MaÃ�stÃ¤be an ein
SachverstÃ¤ndigengutachten erfÃ¼llt. Seine Expertise hat den Senat mehr
Ã¼berzeugt als das â�� in sich widersprÃ¼chliche (siehe bereits oben) â��
SachverstÃ¤ndigengutachten H1, sodass er sich ersterem angeschlossen hat.

Sonstige Verwertungshindernisse fÃ¼r sein Gutachten bestehen nicht. Soweit die
KlÃ¤gerin einen VerstoÃ� gegen den Datenschutz in den Raum stellt, liegt ein
solcher nicht vor. Vielmehr stellt der Senat fest, dass die KlÃ¤gerin gegenÃ¼ber
dem Beklagten bzw. dem vormals zustÃ¤ndigen Land Berlin (vgl. zum
ZustÃ¤ndigkeitswechsel oben) schriftlich folgende ErklÃ¤rung abgegeben hat (vgl.
Blatt 3 VerwAkte):

â��Ich erklÃ¤re mich damit einverstanden, dass das Versorgungsamt die fÃ¼r die
Entscheidung Ã¼ber den vorstehenden Antrag auf GewÃ¤hrung von Leistungen
nach dem OEG erforderlichen EinkÃ¼nfte einholt und die Ã¼ber mich bei Ã�rzten,
Krankenanstalten, BehÃ¶rden und TrÃ¤gern der Sozialversicherung gefÃ¼hrten
Unterlagen (Krankenpapiere, Aufzeichnungen, Krankengeschichten,
Untersuchungsbefunde, RÃ¶ntgenbilder), auch soweit sie von anderen Ã�rzten oder
Stellen erstellt sind, zur Einsicht beizieht.
Ich entbinde die beteiligten Ã�rzte von ihrer Schweigepflicht und stimme der
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Verwertung der AuskÃ¼nfte und Unterlagen im Verwaltungsverfahren und im
Verfahren zur Durchsetzung der auf das Land Berlin Ã¼bergegangenen
SchadensersatzansprÃ¼che zuâ��.

Somit hat die KlÃ¤gerin sowohl der Erhebung der Daten wie auch deren
Verwendung im Verwaltungsverfahren ausdrÃ¼cklich zugestimmt, sodass es auf die
Ausnahmevorschrift des Â§ 76 Abs. 2 Nr. 1 SGB X, die die Ã�bermittlung ebenfalls
zulÃ¤sst, nicht ankommt (vgl. zu Vorstehendem insgesamt auch BSG, Urteil vom 5.
Februar 2008 â�� B 2 U 10/07 R â��, juris, Rz.Â 21Â ff.). Die KlÃ¤gerin hat bereits
im erstinstanzlichen Verfahren Akteneinsicht beantragt und unter dem 25. Januar
2016 (RÃ¼ckgabe der Akten mit Schriftsatz vom 21. April 2016) gewÃ¤hrt
bekommen, sodass ihr die VorgÃ¤nge und der schriftliche Antrag, den sie selbst
unterschrieben hat, bekannt gewesen sind.

Das Gutachten E1 ist ohnehin bereits Gegenstand des erstinstanzlichen Verfahrens
und seine â�� vermeintliche â�� Unverwertbarkeit wÃ¤re dort zu rÃ¼gen gewesen.
Denn auch wenn es im Verwaltungsverfahren an einer Rechtsgrundlage fÃ¼r die
Annahme eines RÃ¼geverlustes mangelt (so BSG, Urteil vom 7. Mai 2019 â�� B 2 U
25/17 R â��, juris, Rz. 22), gilt im erstinstanzlichen Verfahren Â§Â 202Â SGG
i.Â V.Â m. Â§ 295 ZPO, auf den sich die KlÃ¤gerin aber erstmals im
Berufungsverfahren berufen hat. Vom SG ist mit VerfÃ¼gung vom 5. Dezember
2016 eine Nachfrage an den Beklagten hinsichtlich des Gutachtens Ehinger
gerichtet worden und Dr. A hat sich hierzu versorgungsÃ¤rztlich ausfÃ¼hrlich
geÃ¤uÃ�ert. In ihren nachfolgenden Stellungnahmen hat sie das Gutachten E1
jeweils in Bezug genommen. Aus dem Verfahrensverlauf ist somit deutlich und
damit fÃ¼r die KlÃ¤gerin erkennbar gewesen, dass dem Gutachten Bedeutung im
gerichtlichen Verfahren zukommt. Selbst wenn das Gutachten verfahrensfehlerhaft
zustande gekommen wÃ¤re, was, wie dargelegt nicht der Fall ist, hÃ¤tte seine
Verwertbarkeit bereits erstinstanzlich gerÃ¼gt werden mÃ¼ssen. Das ist nicht
geschehen, vielmehr wurde beim SG nur der Sachantrag gestellt, sodass der
Hinweis der KlÃ¤gerin in der mÃ¼ndlichen Verhandlung vor dem Senat auf Â§ 295
ZPO nicht weiterfÃ¼hrt.

Entgegen der Auffassung der KlÃ¤gerin begrÃ¼ndet es keine Besorgnis der
Befangenheit des Gutachters E1, wenn in einem laufenden Verwaltungsverfahren
im Wege der Amtshilfe ein Gutachten durch einen Gutachter der Verwaltung
erstattet wird. Dass im gerichtlichen Verfahren im Rahmen des
SachverstÃ¤ndigenbeweises etwas anderes gelten mag (vgl. BSG, Urteil vom 11.
Dezember 1992 â�� 9a RV 6/92 â��, juris, Rz. 11), kann dahinstehen. Vielmehr
spricht dieser Umstand dafÃ¼r, dass die datenschutzrechtlichen EinwÃ¤nde der
KlÃ¤gerin nicht nur aus den oben aufgezeigten UmstÃ¤nden heraus, sondern auch
deshalb unbegrÃ¼ndet sind, weil keine Datenweitergabe an â��Dritteâ�� im Sinne
der Vorschriften erfolgt ist.

In der Sache hat der Gutachter E1 schlÃ¼ssig herausgearbeitet, dass die
Diagnosekriterien einer PTBS bei der KlÃ¤gerin erfÃ¼llt sind und daneben eine
rezidivierende depressive StÃ¶rung besteht, wie sie auch von sÃ¤mtlichen
behandelnden Ã�rzten und Kliniken gesehen worden ist. Hinsichtlich der Diagnose
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hat er ausgefÃ¼hrt, dass nach dem aktuellen medizinischen Erkenntnisstand bei
psychischen Erkrankungen immer eine Kombination von biologischer Veranlagung
und Stressfaktoren eine Rolle spielt. Weiterhin beschreibt er eine Vielzahl von
Ereignissen, die als AuslÃ¶ser fÃ¼r die aktuelle depressive Symptomatik in Frage
kommen. Soweit die SachverstÃ¤ndige H1 als Einzige die diagnostische Einordnung
in Frage stellt, kann dem nicht gefolgt werden. Auf die nachvollziehbaren
versorgungsÃ¤rztlichen Vorhalte der Dr. A konnte die SachverstÃ¤ndige ihre
AusfÃ¼hrungen in keiner Weise plausibilisieren und diagnostisch belegen. Ihre
Darlegungen zu einer vermeintlich fehlenden ObjektivitÃ¤t der VersorgungsÃ¤rztin
fÃ¼hren nicht weiter, zumal diese in keiner Weise unsachlich argumentiert, sondern
schlÃ¼ssig argumentative SchwÃ¤chen des SachverstÃ¤ndigengutachtens H1
aufgezeigt hat.

Bereits Prof. Dr. S hat in seinem urkundsbeweislich verwertbaren Gutachten, das
die formalen Anforderungen ebenfalls erfÃ¼llt (zu den Kriterien vgl. oben), darauf
hingewiesen, dass vor dem Hintergrund mehrerer spÃ¤terer biographischer
Belastungen in erster Linie die KausalitÃ¤t des Missbrauchs fÃ¼r die psychischen
BeeintrÃ¤chtigungen geklÃ¤rt werden muss. Diese geforderte Abgrenzung des
schÃ¤digenden Ereignisses von in der Biographie liegenden Verursachungsfaktoren
ist durch den Gutachter Ehinger erfolgt (vgl. oben).

Dabei hat der Gutachter die gÃ¼ltigen KausalitÃ¤tskriterien, insbesondere die im
sozialen EntschÃ¤digungsrecht geltenden Besonderen beachtet (dazu siehe oben).
Eine potentielle Ursache begrÃ¼ndet dann einen wahrscheinlichen Zusammenhang,
wenn ihr nach sachgerechter AbwÃ¤gung aller wesentlichen UmstÃ¤nde
gegenÃ¼ber jeder anderen MÃ¶glichkeit ein deutliches Ã�bergewicht zukommt
(vgl. BSG, Urteil vom 22. September 1977 â�� 10 RV 15/77 â��, SozR 3900 Â§ 40
Nr. 9). Oft wird diese Wahrscheinlichkeit auch als hinreichende Wahrscheinlichkeit
bezeichnet, wobei das Wort â��hinreichendâ�� nur der Verdeutlichung dient (vgl.
Keller, a.a.O., Â§ 128 Rz. 3c). Nicht ausreichend ist dagegen eine bloÃ�e â��
abstrakte oder konkrete â�� MÃ¶glichkeit eines ursÃ¤chlichen Zusammenhangs
(vgl. BSG, Urteil vom 26. November 1968 â�� 9 RV 610/66 â��, juris, Rz 14). Haben
mehrere Ursachen zu einem Schaden beigetragen, ist eine vom Schutzbereich des
BVG umfasste Ursache dann rechtlich wesentlich, wenn sie in ihrer Bedeutung und
Tragweite fÃ¼r den Eintritt des Erfolges â�� verglichen mit den mehreren Ã¼brigen
UmstÃ¤nden â�� annÃ¤hernd gleichwertig ist. Das ist dann der Fall, wenn sie in
ihrer Bedeutung und Tragweite fÃ¼r den Eintritt des Erfolges allein mindestens so
viel Gewicht hat wie die Ã¼brigen UmstÃ¤nde zusammen (vgl. BSG, Urteil vom 16.
Dezember 2014 â�� B 9 V 6/13 R â��, juris, Rz. 20). Im Einzelnen bedarf es dazu
der wertenden AbwÃ¤gung der in Betracht kommenden Bedingungen. Im Einzelfall
muss die Entscheidung darÃ¼ber, welche Bedingungen im Rechtssinne als Ursache
oder Mitursache zu gelten haben und welche nicht, aus der Auffassung des
praktischen Lebens abgeleitet werden (vgl. BSG, a.a.O.). Die Problematik der
KausalitÃ¤t begegnet auf dem Gebiet des sozialen EntschÃ¤digungsrechts bei
zahllosen vergleichbaren Fallgestaltungen und stellt Verwaltung und
Rechtsprechung zum Beispiel gerade bei allen erforderlichen Abgrenzungen
hinsichtlich verschiedener MitverursachungsbeitrÃ¤ge und VorschÃ¤den vor nicht
unerhebliche, jedoch auch nicht unbekannte Herausforderungen (vgl. dazu BayLSG,
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Urteil vom 12. Februar 2019 â�� L 15 VH 1/15 â��, juris, Rz. 62). Dass dem vom
Gesetzgeber gewollten System der KausalitÃ¤tsbeurteilungen auch gewisse geringe
UnschÃ¤rfen innewohnen, ist dabei hinzunehmen und korreliert ferner mit der
Problematik grundsÃ¤tzlicher Unsicherheiten medizinischer EinschÃ¤tzungen und
Beurteilungen. So stellen medizinische ErfahrungssÃ¤tze â��Generalisierungen dar,
die auf einer begrÃ¼ndeten Anzahl von Beobachtungen (Erfahrungsbasis) beruhen
und deren Geltungsbereich Ã¼ber diese Erfahrungsbasis hinausgehtâ�� (vgl. Kater,
Das Ã¤rztliche Gutachten im sozialgerichtlichen Verfahren, 2. Aufl. 2011, S. 49);
solche ErfahrungssÃ¤tze sind â�� abhÃ¤ngig von ihrer Erfahrungsbasis â�� nur als
â��mehr oder minder gesichert zu bezeichnenâ�� (a.a.O.). Verwaltung und
Rechtsprechung mÃ¼ssen sich daher auch mit der Sicherheit begnÃ¼gen, die die
medizinische Wissenschaft bieten kann (vgl. Kater, a.a.O., S. 51, m.w.N.).

Ausgehend von diesen Kriterien hat der Gutachter die Depression schlÃ¼ssig nicht
kausal auf die Missbrauchserfahrungen der KlÃ¤gerin zurÃ¼ckgefÃ¼hrt. Nach
ausfÃ¼hrlicher Aufarbeitung der Aktenlage hat sich die VersorgungsÃ¤rztin Dr. A,
fÃ¼r den Senat Ã¼berzeugend, den AusfÃ¼hrungen des Gutachters E1
angeschlossen. Die versorgungsÃ¤rztliche Stellungnahme verwertet der Senat als
qualifiziertes Beteiligtenvorbringen, da die Beteiligten schon nicht gehindert sind,
eigene Gutachten in das Verfahren einzubringen, sodass fÃ¼r eine
versorgungsÃ¤rztliche Stellungnahme, die sich mit dem eingeholten Gutachten
insbesondere im Hinblick auf SchlÃ¼ssigkeit, Ã�berzeugungskraft und
Beurteilungsgrundlage auseinandersetzt und damit selbst kein Gutachten ist (vgl.
BSG, Urteil vom 5. Februar 2008 â�� B 2 U 8/07 R â��, juris, Rz. 26), nicht anderes
gilt (so auch BSG, Urteil vom 6. Oktober 2016 â�� B 5 R 45/16 B â��, juris, Rz. 19).
Zwar handelt es sich bei der versorgungsÃ¤rztlichen Stellungnahme um kein
Beweismittel im Sinne des Beweises durch SachverstÃ¤ndige, sie ist aber im
Rahmen des Gesamtergebnisses des Verfahrens zu wÃ¼rdigen (vgl. BSG, Urteil
vom 6.Â Oktober 2016 â�� B 5 R 45/16 B â��, juris, Rz. 19; BSG, Urteil vom 23.
September 1957 â��Â 2Â RUÂ 113/57 â��, juris, Rz. 8).

Dr. A hat fÃ¼r den Senat schlÃ¼ssig herausgearbeitet, dass der sexuelle
Missbrauch nicht die wesentliche Ursache fÃ¼r die Entwicklung der rezidivierenden
StÃ¶rung gewesen ist, sondern nur nicht vollkommen ausgeschlossen werden kann,
dass die angeschuldigten Taten sich in gewissem MaÃ�e ausgewirkt haben. Das
bedeutet rechtlich, dass nicht mehr als eine bloÃ�e, nicht fÃ¼r eine Verurteilung
ausreichende ursÃ¤chliche MÃ¶glichkeit fÃ¼r die AusprÃ¤gung der psychischen
StÃ¶rung besteht.

DafÃ¼r hat die VersorgungsÃ¤rztin Dr. A den Werdegang der KlÃ¤gerin mit vielfach
mÃ¶glichen Ursachen fÃ¼r ihre psychischen Erkrankungen genau analysiert.
Ebenso wie der Gutachter E1 knÃ¼pft sie dafÃ¼r an die Anamnese der Dipl.-Psych.
E an, die die Belastungssituationen im Einzelnen, insbesondere im zeitlichen
Kontext, beschrieben hat. Diese sind mit dem Suizidversuch der Mutter, dem Fehlen
einer mÃ¤nnlichen Bezugsperson als Kind, dem Umzug mit Verlust des gewohnten
Umfeldes, Schulwechsel, Ausgrenzung als andersartig, Trennung von Familie mit
frÃ¼her Selbstverantwortung, schwerer EnttÃ¤uschung Ã¼ber ihre Mutter,
Wochenbettdepressionen, Scheidung, Alleinerziehende mit finanziellen
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Schwierigkeiten benannt worden.

So ergibt sich aus ihrem urkundbeweislich zu verwertenden Gutachten, dass die
formalen Anforderungen ebenfalls erfÃ¼llt (zu den Kriterien vgl. oben), im
Einzelnen, dass sich die Mutter der KlÃ¤gerin frÃ¼h von dem leiblichen Vater
getrennt und auch die zweite Ehe â�� mit dem Vater des Halbbruders der KlÃ¤gerin
â�� nur bis zum 13. Lebensjahr der KlÃ¤gerin bestanden hat, bevor die Mutter dann
den zweiten Stiefvater heiratete. Das hat Dr. A als Hinweis auf eine fehlende
mÃ¤nnliche Bezugsperson gewertet. Weiter legt Dr.Â E dar, dass es infolge
therapeutischer Aufarbeitung zu SchuldgefÃ¼hlen der KlÃ¤gerin im Hinblick auf den
Suizidversuch der Mutter gekommen ist, der sich â�� so der Bericht im Rahmen der
Therapie â�� im vierten Lebensjahr ereignet hat. Mit dem Umzug von Ost- nach
Westberlin, durch den die KlÃ¤gerin zum einen aus ihrem gewohnten Umfeld
gerissen wurde und der zum anderen mit einem Schulwechsel verbunden war, ist
ein weiterer Belastungsfaktor gesichert. Insoweit hat die KlÃ¤gerin berichtet, dass
die neue Schule fÃ¼r sie die HÃ¶lle auf Erden gewesen ist, da sie als Ost-Kind
belÃ¤chelt und beguckt worden ist. Ebenso belastend hat sie den weiteren Umzug
der Familie innerhalb B nach N erlebt. Dementsprechend ist sie â�� insbesondere
wegen ihrer begonnenen Ausbildung â�� 1991 nicht mit ihrer Familie nach P
umgezogen, sondern als MinderjÃ¤hrige alleine in einer betreuten
Wohngemeinschaft in B wohnen geblieben. Dabei hat sie selbst berichtet, dass sie
mit der Verantwortung fÃ¼r sich alleine und der Ausbildung Ã¼berfordert gewesen
ist, ihr Leben aus den Fugen geriet und sie nicht mehr auf ihre ErnÃ¤hrung geachtet
hat, was fÃ¼r den Senat schon allein aufgrund ihres Lebensalters schlÃ¼ssig ist.
Dass dies Auswirkungen auf ihre Ausbildung gehabt haben mag, ist nachvollziehbar,
Ã¤ndert aber nichts daran, dass sich ein Zusammenhang mit dem Missbrauch nicht
erkennen lÃ¤sst, zumal sie diese dennoch erfolgreich abgeschlossen hat. Hinzu
kommt, wie aus ihren Angaben ebenfalls folgt, dass sie es ihrer Mutter verÃ¼belt
hat, dass diese mit dem Mann, der kurz zuvor wegen des sexuellen Missbrauchs
ihres Halbbruders verurteilt worden ist, zusammen umgezogen ist und sie allein
zurÃ¼ckgelassen hat. Nach zwischenzeitlicher Heirat, Umzug â�� ebenfalls â��
nach P und den Geburten der Kinder, die jeweils mit Wochenbettdepressionen
einhergingen, musste die KlÃ¤gerin aus beruflichen GrÃ¼nden zunÃ¤chst alleine
zurÃ¼ck nach B. Ihr Ehemann zog ihr zwar zunÃ¤chst nach, nahm dann aber wieder
eine TÃ¤tigkeit in P auf, sodass er sich zunÃ¤chst nur am Wochenende in B aufhielt.
Dadurch wurde die nun lediglich als Wochenendbeziehung fortgefÃ¼hrte Ehe
belastet. Zeitgleich traten Probleme mit den Kindern auf, mit denen sie sich allein
gelassen fÃ¼hlte, so dass es schlieÃ�lich zur Trennung von ihrem Ehemann kam.
Daneben bestanden Schwierigkeiten am Arbeitsplatz, die aufgrund der alleinigen
Erziehungsverantwortung fÃ¼r die Kinder, die nach der Trennung beschriebenen
finanziellen Probleme infolge gemeinsamer Schulden aus der Ehe, wie dem
Ausbleiben von Unterhaltszahlungen, verstÃ¤rkt worden sind. 

Vor diesem Hintergrund verweist die VersorgungsÃ¤rztin Dr.Â A schlÃ¼ssig darauf,
dass der sexuelle Missbrauch in der Zusammenschau mit den weiteren Ereignissen
deutlich im Hintergrund steht. Daneben hat sie herausgearbeitet, dass die Angaben
der KlÃ¤gerin, dass sowohl die Mutter als auch die Schwester depressiv erkrankt
sind, auf eine zusÃ¤tzliche genetische Disposition hindeuten und die
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Wochenbettdepressionen nach den Geburten ebenfalls schÃ¤digungsunabhÃ¤ngig
sind. Dies korrespondiert mit den diagnostischen Darlegungen des Gutachters E1,
der ebenfalls unter BerÃ¼cksichtigung des aktuellen wissenschaftlichen
Erkenntnisstandes auf die Rolle genetischer Dispositionen verwiesen hat. Seine
medizinischen Erhebungen tragen somit die Einordnung der rezidivierenden
depressiven StÃ¶rung als â��Nachschadenâ��, womit er gleichzeitig die
KausalitÃ¤tsfrage nach den zu seinem Begutachtungszeitpunkt am 25. Juni 2015
geltenden MaÃ�stÃ¤ben beantwortet hat. In den bis 19. Dezember 2019 geltenden
Fassungen war der Nachschaden in den VG, Teil C, Nr. 12 b dahingehend definiert,
dass er eine GesundheitsstÃ¶rung ist, die zeitlich nach der SchÃ¤digung
eingetreten ist und nicht in ursÃ¤chlichem Zusammenhang mit der SchÃ¤digung
steht. Weiter wurde bestimmt, dass eine solche GesundheitsstÃ¶rung bei der
Feststellung des GdS nach Â§ 30 Abs. 1 BVG nicht berÃ¼cksichtigt werden kann,
auch dann nicht, wenn sie zusammen mit SchÃ¤digungsfolgen zu besonderen
Auswirkungen fÃ¼hrt, bei denen die SchÃ¤digungsfolgen eine gleichwertige oder
Ã¼berwiegende Bedeutung haben. Es trifft daher nicht zu, wenn die KlÃ¤gerin
meint, der Gutachter habe die KausalitÃ¤tsmaÃ�stÃ¤be nicht berÃ¼cksichtigt.
Soweit er die Formulierung â��sollteâ�� wÃ¤hlt, kommt darin keineswegs ein
Zweifel des Gutachters zum Ausdruck. Deutlich wird lediglich, dass dem Gutachter
die Grenze zwischen medizinischer Feststellung und rechtlicher Wertung deutlich
gewesen ist, was einerseits seine AusfÃ¼hrungen gerade nicht in Frage stellt und
andererseits auch keinen Zweifel daran begrÃ¼ndet, von welchem
BegriffsverstÃ¤ndnis der Gutachter ausgegangen ist, wie die KlÃ¤gerin meint. In der
seit dem 20. Dezember 2019 geltenden Fassung verwenden die VG den Begriff des
Nachschadens nicht mehr, sondern sprechen von einer nachfolgenden
GesundheitsstÃ¶rung (VG, Teil C, Nr. 6.4). Bestimmt ist aber weiterhin, dass eine
GesundheitsstÃ¶rung, die zeitlich nach der SchÃ¤digungsfolge eingetreten ist und
nicht in ursÃ¤chlichem Zusammenhang mit der SchÃ¤digung steht, bei der
Bewertung des Grades der SchÃ¤digungsfolgen nicht berÃ¼cksichtigt
wird. Inhaltlich haben sich der Gutachter und nachfolgend die VersorgungsÃ¤rztin
mit dieser Frage ausdrÃ¼cklich beschÃ¤ftigt und Ã¼berzeugend aufzeigen
kÃ¶nnen, dass die depressive StÃ¶rung nicht in einem rechtlich wesentlichen
Zusammenhang mit der PTBS gesehen werden kann, sondern lediglich eine bloÃ�e
MÃ¶glichkeit besteht, dass diese Auswirkungen darauf hat.

Nachdem die VersorgungsÃ¤rztin Dr. A somit den sexuellen Missbrauch
Ã¼berzeugend als deutlich im Hintergrund stehend beschrieben und der Gutachter
E1 die KausalitÃ¤t ebenfalls verneint hat, kann dahinstehen, dass die
Rechtsauffassung der KlÃ¤gerin, wonach auch eine nicht gleichwertige, sondern
eine rechnerisch verhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ig niedriger zu bewertende Ursache fÃ¼r den
Erfolg rechtlich wesentlich sein kann, solange andere Ursachen keine
Ã¼berragende Bedeutung haben, fÃ¼r die gesetzliche Unfallversicherung zutreffen
mag (vgl. BSG, Urteil vom 9. Mai 2006 â��Â BÂ 2Â UÂ 1/05Â RÂ â��, juris, Rz. 15 = 
BSGE 96, 196). DemgegenÃ¼ber ist das soziale EntschÃ¤digungsrecht durch
andere Strukturen gekennzeichnet und in der Regel die Beurteilung der Folgen
einer einmaligen schÃ¤digenden Einwirkung vorzunehmen, sodass sich die
Bestimmung der Wesentlichkeit nach der â��annÃ¤hernden Gleichwertigkeitâ��
bewÃ¤hrt hat, auch wenn in EinzelfÃ¤llen auch im sozialen EntschÃ¤digungsrecht
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auf Wertungen aus der gesetzlichen Unfallversicherung zurÃ¼ckgegriffen werden
kann (vgl. BSG, Urteil vom 16. Dezember 2014 â�� B 9 V 6/13 R â��, juris, Rz. 21).

Nach Vorstehendem ist somit allein die PTBS schÃ¤digungsbedingt. Diese fÃ¼hrt zu
einem deutlich reduzierten psychosozialen Funktionsniveau, was
BeeintrÃ¤chtigungen in allen Lebensbereichen verbunden mit Misstrauen,
RÃ¼ckzug und Vermeidungsverhalten begrÃ¼ndet, wie der Senat dem Gutachten
E1 entnimmt. Gegen die Feststellung der Diagnose einer PTBS spricht nicht, dass
das Vermeidungsverhalten fraglich erscheint. Zwar hat sich die KlÃ¤gerin selbst in
die konkrete GefÃ¤hrdungssituation begeben, als sie mit ihrem Ehemann zunÃ¤chst
zu der Herkunftsfamilie nach Paderborn nachgezogen, dort im selben Haus wie die
Mutter und der zweite Stiefvater gelebt hat, was bereits im Strafverfahren
thematisiert wurde, primÃ¤r aber, weil sie ihre Kinder nicht in B aufwachsen lassen
wollte. Die darin zum Ausdruck kommende ambivalente Haltung gegenÃ¼ber dem
SchÃ¤diger hat aber als typisch zu gelten, wie Dr.Â E aufzeigen konnte. 

Der GdS ist in Ã�bereinstimmung mit den Gutachter E1 nur in HÃ¶he von 30
begrÃ¼ndet. Ob seiner Gesamtbewertung der psychischen BeeintrÃ¤chtigungen
auf 50 gefolgt werden kann, bedarf keiner Entscheidung. Wie dargelegt, hat der
Gutachter Ã¼berzeugend die schÃ¤digungsbedingten EinschrÃ¤nkungen
abgegrenzt und nur diese sind fÃ¼r den GdS relevant, nicht aber eine Bewertung
des Gesamtzustandes unter BerÃ¼cksichtigung nicht schÃ¤digungsbedingter
Anteile. Lediglich ergÃ¤nzend ist darauf hinzuweisen, dass die SachverstÃ¤ndige H1
bei ihrer GdS-Bewertung nicht berÃ¼cksichtigt, dass sie selbst von einer
teilremittierten PTBS ausgeht, ohne ihren eigenen Befund bei der Bewertung des
GdS zu berÃ¼cksichtigen.

Nach den VG, Teil B, Nr. 3.7 begrÃ¼nden Neurosen, PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rungen,
Folgen psychischer Traumen in Form leichterer psychovegetativer oder psychischer
StÃ¶rungen einen GdB von 0 bis 20, stÃ¤rkere StÃ¶rungen mit wesentlicher
EinschrÃ¤nkung der Erlebnis- und GestaltungsfÃ¤higkeit (z.Â B. ausgeprÃ¤gtere
depressive, hypochondrische, asthenische oder phobische StÃ¶rungen,
Entwicklungen mit Krankheitswert, somatoforme StÃ¶rungen) einen GdB von 30 bis
40, schwere StÃ¶rungen (z. B. schwere Zwangskrankheit) mit mittelgradigen
sozialen Anpassungsschwierigkeiten einen GdB von 50 bis 70 und mit schweren
sozialen Anpassungsschwierigkeiten einen GdB von 80 bis 100. Die funktionellen
Auswirkungen einer psychischen Erkrankung, insbesondere wenn es sich um eine
affektive oder neurotische StÃ¶rung nach F30.- oder F40.- ICD-10 GM handelt,
manifestieren sich dabei im psychisch-emotionalen, kÃ¶rperlich-funktionellen und
sozial-kommunikativen Bereich (vgl. Philipp, Vorschlag zur diagnoseunabhÃ¤ngigen
Ermittlung der MdE bei unfallbedingten psychischen bzw. psychosomatischen
StÃ¶rungen, MedSach 6/2015, S. 255 ff.). Diese drei Leidensebenen hat auch das
Bundessozialgericht in seiner Rechtsprechung angesprochen (vgl. BSG, Beschluss
vom 10. Juli 2017 â�� B 9 V 12/17 B â��, juris, Rz. 2). Dabei ist fÃ¼r die GdB-
Bewertung, da diese die EinbuÃ�en in der Teilhabe am Leben in der (allgemeinen)
Gesellschaft abbilden soll, vor allem die sozial-kommunikative Ebene maÃ�geblich
(vgl. Senatsurteil vom 12. Januar 2017 â�� L 6 VH 2746/15 â��, juris, Rz. 61). Bei
dieser Beurteilung ist auch der Leidensdruck zu wÃ¼rdigen, dem sich der
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behinderte Mensch ausgesetzt sieht, denn eine â��wesentliche EinschrÃ¤nkung der
Erlebnis- und GestaltungsfÃ¤higkeitâ�� meint schon begrifflich eher
EinschrÃ¤nkungen in der inneren GefÃ¼hlswelt, wÃ¤hrend StÃ¶rungen im Umgang
mit anderen Menschen eher unter den Begriff der â��sozialen
Anpassungsschwierigkeitenâ�� fallen, der ebenfalls in den VG genannt ist. 

Davon ausgehend verfÃ¼gt die KlÃ¤gerin trotz der SchÃ¤digung noch Ã¼ber
ausreichende Ressourcen, die ihr ein zwar reduziertes, aber durchaus
selbstbestimmtes Leben ermÃ¶glichen, so dass der vorgegebene
Bewertungsrahmen nicht nach oben auszuschÃ¶pfen ist. Dass dies
versorgungsÃ¤rztlich anders bewertet und ein GdS von 40 gesehen worden ist,
fÃ¼hrt zu keiner anderen Beurteilung, da es sich bei der EinschÃ¤tzung des GdS
um eine rechtliche und keine medizinische Frage handelt, die durch die
VersorgungsÃ¤rzte zu beurteilen ist. Ohnehin hat der Beklagte aufgrund dieser
Bewertung keine Leistungen gewÃ¤hrt und hÃ¤tte den GdS auch nicht isoliert
feststellen kÃ¶nnen (vgl. oben).

Die der KlÃ¤gerin nach der Trennung zugesprochenen minderjÃ¤hrigen Kinder
werden von ihr selbststÃ¤ndig versorgt, sie hat zusÃ¤tzlich noch zwei Hunde, einen
wenn auch kleinen Freundeskreis und sogar mit ihrer Herkunftsfamilie
unregelmÃ¤Ã�igen Kontakt, was sie zuletzt der SachverstÃ¤ndigen H1 geschildert
hat. Der Gutachter E1 hat Ã¼berzeugend festgestellt, dass die KlÃ¤gerin noch zu
einer solchen selbstbestimmten LebensfÃ¼hrung in der Lage ist, damit
einhergehend ist sie im psychischen Befund wach, bewusstseinsklar, Ã¶rtlich,
zeitlich und zur Situation voll orientiert gewesen. Auch Aufmerksamkeit und
Wahrnehmung waren ungestÃ¶rt, die konzentrative Belastbarkeit hat bei formal
adÃ¤quaten Gedankengang kaum nachgelassen, so dass sie schon mental einen
Normalbefund aufweist. Die von der KlÃ¤gerin beschriebenen
KonzentrationsstÃ¶rungen konnten somit in der lÃ¤nger andauernden
Untersuchung nicht objektiviert werden. Allerdings war die affektive
ResonanzfÃ¤higkeit eingeengt und die emotionale SchwingungsfÃ¤higkeit erhÃ¶ht,
sodass er zur EinschÃ¤tzung einer mittelgradigen StÃ¶rung gelangt ist, dabei aber
ausdrÃ¼cklich nochmals auf daneben â�� schÃ¤digungsunabhÃ¤ngig â��
bestehende depressive Anteile verweist.

Eine AusschÃ¶pfung des Bewertungsrahmens rechtfertigt sich, entgegen den
versorgungsÃ¤rztlichen Stellungnahmen, nicht, insbesondere nicht aufgrund der im
Widerspruchsverfahren eingeholten Befundberichte, auf die sich der
Versorgungsarzt Dr. S1 im Wesentlichen stÃ¼tzt. Die VersorgungsÃ¤rztin Dr. A hat
im Ã�brigen selbst darauf hingewiesen, dass der angenommene GdS von 40 eine
Maximalbewertung darstellt. Sowohl der Arzt fÃ¼r Neurologie H1 wie die Ã�rztin
fÃ¼r Psychotherapeutische Medizin Dr. W-S sind zwar zum aktuellen
Gesundheitszustand der KlÃ¤gerin befragt worden, jedoch haben diese die
Behandlung erst nach dem Umzug nach B4 aufgenommen und sind jeweils von den
anamnestischen Angaben der KlÃ¤gerin ausgegangen. Eine erkennbare
Auseinandersetzung mit den biographischen Belastungen und somit zur
UrsÃ¤chlichkeit hat nicht stattgefunden, was auch nicht Inhalt der Behandlung sein
kann. Beide gehen jedoch, Ã¼bereinstimmend mit dem Gutachten E1, von den
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Diagnosen einer rezidivierenden depressiven StÃ¶rung und einer PTBS aus, sodass
die diagnostische Abgrenzung durch den Gutachter E1 dadurch nicht in Frage
gestellt wird. Daneben muss berÃ¼cksichtigt werden, dass die Behandlung durch
Dr. W-S nach dem â�� schÃ¤digungsunabhÃ¤ngigen â�� Bandscheibenvorfall
begonnen worden ist, infolge dessen es zu anhaltenden Schmerzen und
neurologischen StÃ¶rungen kam, wie die Ã�rztin beschreibt, die ebenfalls
Auswirkungen auf die nach den VG, Teil B, Nr. 3.7 zu beurteilenden
GesundheitsstÃ¶rungen haben.

Ein hÃ¶herer GdS lÃ¤sst sich letztlich nicht damit begrÃ¼nden, dass nach Dr. E sich
die KlÃ¤gerin als Opfer identifiziert und ihre vielfÃ¤ltigen Probleme primÃ¤r auf
Missbrauchserfahrungen zurÃ¼ckfÃ¼hrt, was sich in den Angaben bei der
persÃ¶nlichen AnhÃ¶rung durch das SG widerspiegelt. Abgesehen davon, dass
dadurch die differentialdiagnostischen ErwÃ¤gungen des Gutachters E1 nicht in
Frage gestellt werden, weist Dr. E selbst darauf hin, dass der Jargon der KlÃ¤gerin
auf umfangreiche therapeutische Erfahrungen hat schlieÃ�en lassen, der Gutachter
E1 beschreibt die KlÃ¤gerin ebenfalls als therapieerfahren. In diesem
Zusammenhang muss weiter berÃ¼cksichtigt werden, dass sich aus den
Erhebungen der Dr. E ergibt, dass erst durch die Therapie UmstÃ¤nde wie der
Suizidversuch der Mutter sowie die Parallelbeziehung des ersten Stiefvaters der
KlÃ¤gerin Ã¼berhaupt bekannt geworden sind und diese zusÃ¤tzlich belastet
haben. Insoweit ist auch die MÃ¶glichkeit suggestiver EinflÃ¼sse insbesondere bei
intensiven GesprÃ¤chen, Befragungen und Nachforschungen durch andere
AutoritÃ¤tspersonen mit entsprechenden Vorstellungen und Erwartungen sowie das
mitunter bestehende BedÃ¼rfnis, die massiven psychischen und kÃ¶rperlichen
Beschwerden erklÃ¤ren zu kÃ¶nnen (vgl. Senatsurteil vom 12.Â Februar 2018 â�� 
LÂ 6Â VGÂ 1745/15 â��, juris, Rz. 52 auch zur Problematik der â��false
memoryâ��), gegeben. HierfÃ¼r spricht vorliegend einerseits, dass die KlÃ¤gerin
gegenÃ¼ber die Gutachterin Dr. K von dem fÃ¼r sie belastenden Suizidversuch der
Mutter als Kindheitserinnerung berichtet hat, obwohl sie von diesem erst durch die
Therapie erfahren hat. Letzteres ist schon deshalb plausibel, da von einem
hinreichenden ErinnerungsvermÃ¶gen der vierjÃ¤hrigen KlÃ¤gerin nicht
ausgegangen werden kann (vgl. zur infantilen Amnesie Senatsurteil vom 22.
September 2016 â�� L 6 VG 1927/15 â��, juris, Rz. 87). Andererseits liegt ihre
Angabe gegenÃ¼ber der AHG vor, dass es laut ihrer Therapeutin durch die
Vorgesetzten am letzten Arbeitsplatz zu eine Retraumatisierung gekommen sein
soll, was sich mit dem schÃ¤digenden Ereignis in keinen Zusammenhang bringen
lÃ¤sst.

Das gerichtliche SachverstÃ¤ndigengutachten H1 Ã¼berzeugt den Senat daher,
ebenso wie das SG, nicht. Zwar beschreibt diese zunÃ¤chst die vielfÃ¤ltigen
Belastungsfaktoren, die mit dem Missbrauch selbst in keinem Zusammenhang
stehen, zieht dann jedoch die Diagnose einer PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung heran, um
letztlich zu einer monokausalen Betrachtungsweise zu gelangen, bei der sie stark
auf allgemeine Erfahrungen bei Missbrauchsopfern abstellt und die tatsÃ¤chlichen
VerhÃ¤ltnisse der KlÃ¤gerin, also den konkreten Einzelfall, zu wenig
berÃ¼cksichtigt. Abgesehen davon, dass keiner der Vorbehandler bei der KlÃ¤gerin
eine PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung gesehen hat, sind keine Anhaltspunkte dafÃ¼r
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gegeben, dass die dafÃ¼r erforderlichen diagnostischen Kriterien bei ihr erfÃ¼llt
sind, wie Dr.Â A versorgungsÃ¤rztlich Ã¼berzeugend herausgearbeitet hat. 

Diesen AusfÃ¼hrungen vermochte die SachverstÃ¤ndige in ihrer ergÃ¤nzenden
Stellungnahme nichts Erhebliches entgegenzusetzen. So hat sie die KlÃ¤gerin
schÃ¤digungsbedingt als nicht bindungsunfÃ¤hig eingestuft. Soweit die gerichtliche
SachverstÃ¤ndige insoweit nÃ¤mlich auf BeeintrÃ¤chtigungen der
BeziehungsfÃ¤higkeit abstellt, wiederholte Probleme mit Beziehungen und
Trennungen beschreibt, verhÃ¤lt es sich tatsÃ¤chlich so, dass die KlÃ¤gerin
langjÃ¤hrige Beziehungen aufrechterhalten konnte. So war sie seit ihrem 13.
Lebensjahr, von einer zwischenzeitlichen einjÃ¤hrigen Trennung abgesehen, bis
2011 mit demselben Mann zusammen, mit diesem auch verheiratet und hat mit ihm
zwei Kinder, was eindrucksvoll die Grundannahmen der SachverstÃ¤ndigen
widerlegt. Das letztliche Scheitern der Ehe war nicht schÃ¤digungsbedingt. Ihr Ex-
Partner war vielmehr Ã¼ber die MissbrauchsvorgÃ¤nge in der Familie informiert,
seine Beziehung zur KlÃ¤gerin ist, nach deren eigener Darstellung, daran
gescheitert, dass dieser in B beruflich unzufrieden war, nach P zum alten
Arbeitgeber zurÃ¼ckgegangen ist und die Fernbeziehung mit Besuchen in B nur am
Wochenende zu einem Auseinanderleben gefÃ¼hrt hat. Bezeichnenderweise hat die
KlÃ¤gerin in diesem Zusammenhang beschrieben, dass sie sich wÃ¤hrend der
Beziehung, was sich durch die Therapie entwickelt habe, weiterentwickelt habe als
ihr Ehemann, was letztlich der Trennungsgrund gewesen sein soll. Die weitere
siebenjÃ¤hrige Beziehung zu einem Ã¤lteren Mann, also ebenfalls langjÃ¤hrig,
scheiterte nach Bekunden der KlÃ¤gerin daran, dass sie sich von ihrem Partner wie
ein Kind behandelt fÃ¼hlte. 

Soweit die SachverstÃ¤ndige H1 auf eine angeblich fehlende
AbgrenzungsfÃ¤higkeit verweist, Ã¼bersieht sie, dass die KlÃ¤gerin selbst
gegenÃ¼ber der Dr. K dargelegt hat, dass sie sich erst als sie ihren ersten Freund
kennengelernt hat, gegenÃ¼ber den Forderungen des Stiefvaters abgrenzen
konnte, was zeitlich mit dem Beginn des Missbrauchs gegenÃ¼ber dem Bruder
korrespondiert. Gleiches gilt fÃ¼r den berichteten ungewollten Geschlechtsverkehr
mit einer flÃ¼chtigen Internetbekanntschaft, zumal die KlÃ¤gerin selbst Ã¼ber den
Einsatz von K.o.-Tropfen spekuliert, diesen also nicht auf ihre fehlende
AbgrenzungsfÃ¤higkeit zurÃ¼ckfÃ¼hrt. Insoweit wÃ¤re, wie von Dr.Â A zu Recht
bemÃ¤ngelt, eine ausreichende Validierung des Vorbringens angezeigt gewesen,
die aber seitens der SachverstÃ¤ndigen unterblieben ist. Eine taugliche Basis fÃ¼r
verallgemeinernde RÃ¼ckschlÃ¼sse bietet der â�� behauptete â�� einmalige
Vorfall somit nicht. 

Woraus die SachverstÃ¤ndige meint, ein wiederholtes berufliches Scheitern der
KlÃ¤gerin ableiten zu kÃ¶nnen, erschlieÃ�t sich dem Senat nicht. Tatsache ist
vielmehr, dass die KlÃ¤gerin eine Berufsausbildung erfolgreich abgeschlossen und
in ihrem Beruf in Vollzeit gearbeitet hat. Nicht gelungen ist ihr lediglich die
Wiedereingliederung in den Arbeitsprozess nach der Elternzeit, wobei die
geschilderten familiÃ¤ren UmstÃ¤nde einen wesentlichen Belastungsfaktor gebildet
haben. Dies wird aus der Anamnese des I-Krankenhauses B deutlich, wonach
vermehrt RÃ¼ckenprobleme durch familiÃ¤re Probleme und Belastungen am
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Arbeitsplatz aufgetreten sind. Weiter lÃ¤sst sich den Befundberichten der
behandelnden Ã�rzte entnehmen, dass die Krankschreibungen im Zusammenhang
mit der Zunahme von Beschwerden nach der Trennung vom Ehemann standen.
Zwar werden am letzten Arbeitsplatz in B Konflikte beschrieben, jedoch lÃ¤sst sich
aus diesen konkret beschriebenen Problemen nicht auf generell erhebliche
Schwierigkeiten in allen zwischenmenschlichen Situationen schlieÃ�en. Bei ihrer
Wertung Ã¼bersieht die SachverstÃ¤ndige Ã¼berdies gÃ¤nzlich, dass in den
Rehabilitationsberichten jeweils beschrieben wird, dass die KlÃ¤gerin an den
Gruppentherapieprogrammen erfolgreich teilgenommen und zeitweise sogar eine
Art Helferrolle eingenommen hat, in dem sie sich mit Gruppenproblemen
beschÃ¤ftigte. Dass sie vor diesem Hintergrund grundsÃ¤tzlich nicht in der Lage
sein sollte, sich in ein Arbeitsumfeld zu integrieren, wie die SachverstÃ¤ndige
glauben machen mÃ¶chte, Ã¼berzeugt nicht. Letztlich wird bei der Beurteilung der
beruflichen Situation schlieÃ�lich nicht berÃ¼cksichtigt, dass die KlÃ¤gerin durch
den Bandscheibenvorfall und seine Folgen in ihrer kÃ¶rperlichen
LeistungsfÃ¤higkeit eingeschrÃ¤nkt ist, woraus sich, wie die
Erwerbsminderungsrente zeigt, EinschrÃ¤nkungen im Beruf ergeben. Schon diese
AusfÃ¼hrungen tragen die Annahme eines schÃ¤digungsbedingten GdS von 50
nicht. ErgÃ¤nzend ist hinsichtlich der von der SachverstÃ¤ndigen gesehenen
dissoziativen Symptomatik darauf hinzuweisen, dass die Erhebungen der AHG
ergeben haben, dass diese nicht ausgeprÃ¤gt ist und Dr. A hinsichtlich der
Bewertung Ã¼berzeugend aufgezeigt hat, dass diese bei der PTBS mit abgebildet
wird.

Letztlich stellt die Annahme der SachverstÃ¤ndigen, dass die
Erwerbsminderungsrente wegen der psychischen BeeintrÃ¤chtigungen gewÃ¤hrt
wÃ¼rde, eine reine MutmaÃ�ung dar, die durch die Unterlagen des
Rentenverfahrens widerlegt wird. Diese Unterlagen hat der Senat im Rahmen der
SachaufklÃ¤rung beigezogen (Â§ 106 Abs. 3 Nr. 2 SGG), wobei sich die KlÃ¤gerin
ausdrÃ¼cklich damit einverstanden erklÃ¤rt hat, dass gerichtliche und
behÃ¶rdliche Akten sowie Versicherungs- und Versorgungsakten auch dann
beigezogen werden, wenn in ihnen Ã¤rztliche Unterlagen enthalten sind (vgl. die
von KlÃ¤gerin unterschriebene EntbindungserklÃ¤rung [Blatt 9 SG-Akte]).

Den urkundsbeweislich zu verwertenden Unterlagen entnimmt der Senat, dass
sowohl die stationÃ¤re Rehabilitation im Kompetenzzentrum fÃ¼r Seelische
Gesundheit B mit der Feststellung eines vollschichtigen LeistungsvermÃ¶gens
endete, wie es auch die Gutachterin Dr. K in ihrem unter Auswertung der Aktenlage
und Erhebung einer umfÃ¤nglichen Anamnese erstatteten Gutachten gesehen hat.
Nachdem der Facharzt fÃ¼r Neurologie Dr. H2 anhaltende Schmerzen nach
WirbelsÃ¤ulenoperation beschrieb, nahm die beratende Ã�rztin Dr. B5 eine nach
WirbelsÃ¤ulenoperation und zusÃ¤tzlicher Rotatorenmanschetten-SchÃ¤digung
eingetretene Chronifizierung des Schmerzsyndroms an und sah deshalb ein unter
dreistÃ¼ndiges LeistungsvermÃ¶gen. Somit belegen die medizinischen Unterlagen
des Rentenverfahrens einerseits, dass jedenfalls die WeitergewÃ¤hrung der
Erwerbsminderungsrente auf den WirbelsÃ¤ulenschÃ¤den beruhte und
andererseits, dass das chronifizierte Schmerzsyndrom seine Ursache darin hat.
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Eine bbB liegt bei der KlÃ¤gerin nicht vor. Hierbei handelt es sich um keinen
selbststÃ¤ndigen Anspruch, sondern der GdS im allgemeinen Erwerbsleben nach Â§
30 Abs. 1 BVG und das berufliche Betroffensein nach Â§ 30 Abs. 2 BVG sind als
einheitliche Faktoren des einheitlichen Rentenanspruchs anzusehen. Die bbB ist
lediglich ein Umstand, der ebenso wie andere â�� medizinische â��
Bemessungsfaktoren fÃ¼r den GdS in Betracht kommen soll, sodass in einem
Gerichtsverfahren nur insgesamt Ã¼ber die HÃ¶he der Grundrente entschieden
werden kann (vgl. Senatsurteil vom 24.Â Januar 2017 â�� L 6 VH 789/15 â��, juris,
Rz. 64; vgl. auch BSG, Urteil vom 13. Dezember 1979 â��Â 9Â RVÂ 56/78 â��, juris,
Rz. 19), sodass diese bereits vom SG zu prÃ¼fen gewesen wÃ¤re. 

Der GdS ist unter anderem hÃ¶her zu bewerten, wenn BeschÃ¤digte durch die Art
der SchÃ¤digungsfolgen im vor der SchÃ¤digung ausgeÃ¼bten oder begonnenen
Beruf, im nachweisbar angestrebten oder in dem Beruf besonders betroffen sind,
der nach Eintritt der SchÃ¤digung ausgeÃ¼bt wurde oder noch ausgeÃ¼bt wird (Â§
30 Abs. 2 Satz 1 BVG). Das ist insbesondere der Fall, wenn auf Grund der
SchÃ¤digung weder der bisher ausgeÃ¼bte, begonnene oder nachweisbar
angestrebte noch ein sozial gleichwertiger Beruf ausgeÃ¼bt werden kann (Â§ 30
Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 BVG), zwar der vor der SchÃ¤digung ausgeÃ¼bte oder
begonnene Beruf weiter ausgeÃ¼bt wird oder der nachweisbar angestrebte Beruf
erreicht wurde, BeschÃ¤digte jedoch in diesem Beruf durch die Art der
SchÃ¤digungsfolgen in einem wesentlich hÃ¶heren AusmaÃ� als im allgemeinen
Erwerbsleben erwerbsgemindert sind (Â§ 30 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 BVG), oder die
SchÃ¤digung nachweisbar den weiteren Aufstieg im Beruf gehindert hat (Â§ 30 Abs.
2 Satz 2 Nr. 3 BVG).

Der Ursachenzusammenhang zwischen den SchÃ¤digungsfolgen und der bbB ist
nach den gleichen GrundsÃ¤tzen zu beurteilen, wie der der
haftungsbegrÃ¼ndenden und -ausfÃ¼llenden KausalitÃ¤t. FÃ¼r den Anspruch auf
bbB genÃ¼gt es dabei, wenn die SchÃ¤digungsfolgen allein oder aber im Vergleich
mit den NichtschÃ¤digungsfolgen und anderen schÃ¤digungsunabhÃ¤ngigen
UmstÃ¤nden etwa gleichwertig zu dem Erfolg beigetragen haben. Kommt dagegen
einer NichtschÃ¤digungsfolge eine Ã¼berragende Bedeutung fÃ¼r den Erfolg zu, so
ist dieser nicht schÃ¤digungsbedingt im Rechtssinne, denn die
NichtschÃ¤digungsfolge verdrÃ¤ngt die anderen und ist allein als Ursache im
Rechtssinne anzusehen. Im Einzelfall muss die Entscheidung darÃ¼ber, welche
Bedingungen im Rechtssinne als Ursache oder Mitursache zu gelten haben und
welche nicht, aus der Auffassung des praktischen Lebens abgeleitet werden (vgl.
BSG, Urteil vom 20. Juli 2005 â�� B 9a V 1/05 R â��, juris, Rz. 33 ff.).

Nach diesen MaÃ�stÃ¤ben liegt bei der KlÃ¤gerin eine bbB nach Â§Â 30Â Abs. 2
BVG nicht vor. Es bestehen zunÃ¤chst keine Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass ein von ihr
nachweisbar angestrebter Beruf nicht erreicht worden ist. FÃ¼r die Zeit von 1990
(Ausbildungsbeginn) bis zum 8. Dezember 2011 sind keine Anhaltspunkte dafÃ¼r
ersichtlich, dass sie aufgrund der SchÃ¤digungsfolge in ihrer Erwerbsbiografie in
irgendeiner Weise beeintrÃ¤chtigt war. Sie hat vielmehr nach dem Schulabschluss
eine Ausbildung zur Sozialversicherungsfachangestellten begonnen und diese
â��mit Erfolgâ�� abgeschlossen, wie der Senat dem Zeugnis der AOK B vom
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10.Â Februar 1994 entnimmt. Weiterhin ergibt sich aus dem Entlassungsbericht
Ã¼ber die â�� arbeitsfÃ¤hig und wÃ¤hrend des Erziehungsurlaubs â�� angetretene
Rehabilitation in der V-Klinik 2004, dass bereits dort ein vollschichtiges
LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r die letzte TÃ¤tigkeit als
Sozialversicherungsfachangestellte gesehen worden ist, was durch das AHG
aufgrund der Behandlung 2013 und damit nach Beendigung der letzten beruflichen
TÃ¤tigkeit, bestÃ¤tigt wurde. Darin ist zur sozialmedizinischen Epikrise
ausdrÃ¼cklich festgehalten, dass ein vollschichtiges LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r die
zuletzt ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit besteht und es wird beschrieben, dass sich die zur
Zeit arbeitssuchende KlÃ¤gerin vorstellen kann, wieder in der alten TÃ¤tigkeit zu
arbeiten. Letztlich hat die Gutachterin Dr. K in ihrem fÃ¼r die Rentenversicherung,
und damit unter beruflichen Gesichtspunkten, erstellten Gutachten ausgefÃ¼hrt,
dass die KlÃ¤gerin fÃ¼r die letzte TÃ¤tigkeit als vollschichtig arbeitsfÃ¤hig
einzustufen ist. Dieser hat die KlÃ¤gerin sogar Ã¼ber BewerbungsbemÃ¼hungen
seit sechs Monaten im B4 Raum berichtet und eine aktuelle Krankschreibung
verneint.

Die ArbeitsunfÃ¤higkeitszeiten am letzten Arbeitsplatz waren, wie sich den Angaben
der KlÃ¤gerin gegenÃ¼ber der Rehabilitationsklinik und der Dr. E entnehmen
lÃ¤sst, allein dadurch bedingt, dass sie durch die rÃ¤umliche Trennung vom
Ehemann faktisch alleinerziehend war, eine Vollzeitstelle bewÃ¤ltigen sollte und
einen langen Fahrweg zur Arbeitsstelle hatte, mithin eine erhebliche
Ã�berforderungssituation vorgelegen hat, die durch andere UmstÃ¤nde, nÃ¤mlich
die von der KlÃ¤gerin ausdrÃ¼cklich benannten, bedingt gewesen ist, jedoch nicht
mit dem schÃ¤digenden Ereignis in Verbindung stand. Diese
Ã�berforderungssituation scheint nach der Trennung vom Ehemann durch
finanzielle Probleme wegen gemeinsamer Schulden und ausbleibenden
Unterhaltszahlungen fÃ¼r die Kinder noch verstÃ¤rkt worden zu sein. Daneben wird
ein manifester Arbeitsplatzkonflikt mit permanent schlechter Stimmung im Team,
langen Arbeitszeiten und hÃ¤ufiger Samstagsarbeit beschrieben, weiter, dass ihrem
Wunsch nach einer Arbeitszeitreduzierung nicht entsprochen worden ist.

Das vorzeitige Ausscheiden aus dem Erwerbsleben war nicht durch die
SchÃ¤digungsfolgen erzwungen, es fehlt also an einer schÃ¤digungsbedingten
VerkÃ¼rzung der BerufstÃ¤tigkeit (vgl. dazu Dau in: Knickrehm, a.a.O., Â§ 30 BVG,
Rz 18). Die RentengewÃ¤hrung ist ausschlieÃ�lich aus orthopÃ¤dischen Ursachen
begrÃ¼ndet gewesen, wie der Senat der sozialmedizinischen Stellungnahme der Dr.
B5 entnimmt, nÃ¤mlich im Hinblick auf die zusÃ¤tzliche
RotatorenmanschettenschÃ¤digung nach WirbelsÃ¤ulen-Operation 2014 und die
Chronifizierung des Schmerzgeschehens (vgl. bereits oben). Die
SchÃ¤digungsfolgen sind somit nicht mindestens gleichwertig ursÃ¤chlich fÃ¼r die
RentengewÃ¤hrung. Vielmehr stand der psychische Befund insgesamt weder der
letzten beruflichen TÃ¤tigkeit noch einer TÃ¤tigkeit auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt entgegen, wie insbesondere dem Gutachten der Dr.Â K zu entnehmen
ist. Die Chronifizierung des Schmerzgeschehens ist allein im Zusammenhang mit
der WirbelsÃ¤ulenoperation beschrieben worden. Die Erwerbsminderungsrente ist
somit, wie aus den weiteren Befundunterlagen des Rentenverfahrens folgt, dem
Bandscheibenvorfall C4/5 mit postoperativem Bandscheibenersatz und
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postoperativem Myelondefekt (vgl. Radiologischer Befundbericht des Dr. D Ã¼ber
die Kernspintomographie vom 22. Oktober 2014, Blatt 96/97 Senatsakte)
geschuldet. Darauf, dass die Bestimmung des Leistungsfalles, also die Bestimmung
des Zeitpunkts des Eintritts der Erwerbsminderung, dennoch rein anhand der
ArbeitsunfÃ¤higkeitszeiten erfolgt zu sein scheint, kommt es nicht
entscheidungserheblich an, da jedenfalls die WeitergewÃ¤hrung der Rente auf
Dauer, die zum Ausscheiden aus dem Erwerbsleben gefÃ¼hrt hat, aufgrund des
WirbelsÃ¤ulenbefundes erfolgte, wie der sozialmedizinischen Stellungnahme zu
entnehmen ist.

Letztlich kann nicht unberÃ¼cksichtigt bleiben, dass die KlÃ¤gerin volle
Erwerbsminderungsrente auf Dauer bezieht. Denn aus dem Begriff der beruflichen
Betroffenheit wird gefolgert, dass eine HÃ¶herbewertung des GdS grundsÃ¤tzlich
nur fÃ¼r die Zeit beruflicher TÃ¤tigkeit, also wÃ¤hrend des Erwerbslebens in
Betracht kommt (vgl. BSG, Urteil vom 24. Juni 1998 â�� B 9 V 1/97 R â��, juris, Rz.
15; Dau in: Knickrehm, a.Â a.Â O., Â§ 30 BVG, Rz. 17). Die KlÃ¤gerin war jedoch zum
Zeitpunkt der Antragstellung im Jahr 2012 bereits aus dem Erwerbsleben
ausgeschieden, da sie bereits ab August 2011 Erwerbsminderungsrente bezog. Der
GdS ist deshalb noch nicht hÃ¶her zu bewerten, solange noch kein Beruf
ausgeÃ¼bt wird oder auch ohne SchÃ¤digungsfolgen noch nicht hÃ¤tte ausgeÃ¼bt
werden kÃ¶nnen, er ist nicht mehr hÃ¶her zu bewerten, nachdem die
BerufsausÃ¼bung mit dem Ende der ErwerbstÃ¤tigkeit geendet hat. Das Ende der
beruflichen TÃ¤tigkeit kommt als Grund fÃ¼r die erstmalige Zuerkennung einer
beruflichen Betroffenheit dann in Betracht, wenn es durch die SchÃ¤digungsfolgen
erzwungen worden ist. Beruflich besonders betroffen ist in diesem Fall nur, wessen
Berufs- und Erwerbsleben durch die Art der SchÃ¤digungsfolgen verkÃ¼rzt wird und
wenn die SchÃ¤digungsfolgen zu einer wirtschaftlichen EinbuÃ�e bei der
Altersversorgung gefÃ¼hrt haben (vgl. Senatsurteil vom 28. Oktober 2014
â��Â LÂ 6Â VSÂ 5037/13Â â��, juris, Rz. 60; BSG, Urteil 24. Juni 1998 â�� B 9 V 1/97
R â��, juris, Rz. 15; Dau in: Knickrehm, a.Â a.Â O., Â§ 30 BVG, Rz. 18). Auch diese
Voraussetzungen liegen nicht vor, nachdem ein schÃ¤digungsbedingtes
Ausscheiden der KlÃ¤gerin aus dem Erwerbsleben, wie oben dargelegt, nicht
gegeben ist, sondern das dauerhafte Ausscheiden aus dem Erwerbsleben auf ihren
WirbelsÃ¤ulenproblemen und der damit einhergehenden Schmerzsymptomatik
beruhte. 

Nachdem die KlÃ¤gerin durch die volle Erwerbsminderungsrente auf Dauer aus dem
Erwerbsleben ausgeschieden ist, kommt eine bbB auch aus diesem Grund nicht in
Betracht. Dass die RentengewÃ¤hrung nicht auf die SchÃ¤digungsfolgen, sondern
die BandscheibenschÃ¤digung mit dem daraus folgenden Schmerzsyndrom
zurÃ¼ckzufÃ¼hren ist, wurde oben bereits dargelegt. Ein schÃ¤digungsbedingter
Minderverdienst bei der Altersversorgung besteht daher ebenfalls nicht.

Liegen somit die Voraussetzungen einer HÃ¶herbewertung dem Grunde nach schon
nicht vor, kann dahinstehen, dass eine HÃ¶herbewertung um mehr als 10 nicht in
Betracht kommt, da erst Recht keine auÃ�ergewÃ¶hnlich groÃ�e SchÃ¤digung
besteht (vgl. BSG, Urteil vom 14. MÃ¤rz 1975 â��Â 10Â RVÂ 189/74 â��, juris, Rz.
16).
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Dementsprechend kann weiter dahinstehen, dass bei der KlÃ¤gerin ab dem
Antragszeitpunkt (vgl. zum Antragsprinzip Â§ 1 Abs. 1 BVG) nach den Berechnungen
des Beklagten seit November 2012 mit Ausnahme des Monats November 2019
durchgehend eine BedÃ¼rftigkeit im Sinne des Â§Â 10aÂ Abs.Â 1Â Satz 1 Nr. 2 OEG
bestanden hat.

Weiterer Ermittlungsbedarf von Amts wegen hat nicht bestanden. Den â�� nicht
ausdrÃ¼cklich aufrechterhaltenen â�� Antrag der KlÃ¤gerin, die SachverstÃ¤ndige
H1 erneut zu hÃ¶ren, hat der Senat abgelehnt, nachdem das Fragerecht der
Beteiligten sich nur auf SachverstÃ¤ndigengutachten bezieht, die im selben
Rechtszug eingeholt worden sind (vgl. BSG, Beschluss vom 12. Oktober 2018
â��Â BÂ 2Â UÂ 12/18Â BH â��, juris, Rz. 5). Die KlÃ¤gerin hat beim SG eine
ergÃ¤nzende AnhÃ¶rung der SachverstÃ¤ndigen zu keinem Zeitpunkt beantragt,
sodass sich die Frage, ob ein zu Unrecht Ã¼bergangener Antrag vorliegt (vgl. Keller,
in: Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, Schmidt, a.a.O., Â§ 118 Rz. 12g), nicht stellt.
Abgesehen davon sind die aufgeworfenen Fragen von der SachverstÃ¤ndigen
bereits beantwortet worden und auf die EinwÃ¤nde der VersorgungsÃ¤rztin, die sich
ebenfalls auf die diskutierten differentialdiagnostischen und kausalen
Ã�berlegungen bezogen haben, ist bereits deren ergÃ¤nzende Stellungnahme
erfolgt, in der sie an ihrer EinschÃ¤tzung festgehalten hat. Dass unterschiedliche
EinschÃ¤tzungen zur HÃ¶he des GdS vorliegen, begrÃ¼ndet schon deshalb keinen
weiteren Ermittlungsbedarf, da es sich hierbei um keine medizinische, sondern eine
rechtliche, durch den Senat vorzunehmende, Beurteilung handelt. Im Ã�brigen
gehÃ¶rt die WÃ¼rdigung unterschiedlicher Gutachtensergebnisse wie anderer sich
widersprechender Beweisergebnisse zur BeweiswÃ¼rdigung selbst, welche
ureigene Aufgabe des Tatsachengerichtes ist. Insbesondere muss einem
SachverstÃ¤ndigengutachten nicht schon deshalb gefolgt werden, weil es vom
Gericht eingeholt worden ist (vgl. BSG, Urteil vom 23. September 1957 â�� 2 RU
113/57 â��, juris, Rz. 10), und kann sogar Beteiligtenvorbringen alleinige
Entscheidungsgrundlage sein (vgl. BSG, Beschluss vom 6.Â Oktober 2016 â�� B 5 R
45/16 B â��, juris, Rz. 19). Eine Verpflichtung zur Einholung eines weiteren
Gutachtens besteht auch bei einander widersprechender Gutachtensergebnisse im
Allgemeinen nicht. Vielmehr hat sich das Gericht im Rahmen der
BeweiswÃ¼rdigung mit den einander entgegenstehenden Ergebnissen
auseinanderzusetzen. HÃ¤lt es eines von mehreren Gutachten fÃ¼r Ã¼berzeugend,
wie hier das im Wege des Urkundsbeweises verwertete Gutachten des Facharztes
fÃ¼r Psychiatrie E1, dass durch die versorgungsÃ¤rztlichen Stellungnahmen der Dr.
A gestÃ¼tzt wird, darf es sich diesem anschlieÃ�en, ohne ein weiteres einzuholen.
Bei einer derartigen Fallgestaltung ist fÃ¼r eine weitere Beweiserhebung
regelmÃ¤Ã�ig kein Raum (vgl. BSG, Beschluss vom 12. Mai 2015
â��Â BÂ 9Â SBÂ 93/14Â BÂ â��, juris, Rz. 6; Senatsurteil vom 17. MÃ¤rz 2016 â�� L
6 U 1518/14 â��, juris, Rz.Â 61). 

Den hilfsweise gestellten Antrag nach Â§ 109 SGG hat der Senat nach Â§ 109 Abs. 2
SGG abgelehnt. Bereits mit VerfÃ¼gung vom 3. August 2021 ist darauf hingewiesen
worden, dass eine erneute Terminierung beabsichtigt ist, sodass die KlÃ¤gerin
erkennen konnte, dass keine weiteren Ermittlungen von Amts wegen erfolgen. Der
Antrag wÃ¤re schon von diesem Zeitpunkt aus in angemessener Frist zu stellen
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gewesen (vgl. Keller, in: Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, a.Â a.Â O., Â§ 109
Rz.Â 11). UnabhÃ¤ngig davon hat der Senat der KlÃ¤gerin mit am 22. September
2021 zugestellter VerfÃ¼gung eine ausdrÃ¼ckliche Frist zur Stellung eines
Antrages bis 11. Oktober 2021 gesetzt. Innerhalb dieser Frist hat die KlÃ¤gerin
keinen wirksamen Antrag nach Â§ 109 SGG gestellt. Vielmehr hat sie ausdrÃ¼cklich
erklÃ¤rt (vgl. den Schriftsatz vom 8. Oktober 2021), dass ihres Erachtens eine
weitere Beweisaufnahme derzeit noch nicht ansteht und damit gerade keinen
unbedingten Antrag nach Â§ 109 SGG gestellt. Nachdem Prozesshandlungen unter
einer Bedingung grundsÃ¤tzlich unzulÃ¤ssig sind (vgl. Keller, in: Meyer-
Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, a.Â a.Â O., Vor Â§ 60 Rz. 11), stellt der Hilfsantrag
ebenfalls keinen fristgerechten Antrag nach Â§ 109 SGG dar. Der Hilfsantrag wurde
auch ausweislich des Schriftsatzes vom 23. November 2021 nur nach MaÃ�gabe
des Schriftsatzes vom 8. Oktober 2021 aufrechterhalten. Nachdem die KlÃ¤gerin
seit der VerfÃ¼gung vom 3.Â August 2021 Ã¼ber die Absicht des Senats zu
terminieren in Kenntnis gesetzt war, erweist sich die bedingte Antragstellung am
11. Oktober 2021 nach Ã�berzeugung des Senats jedenfalls als grob nachlÃ¤ssiges
Verhalten, dass zu einer VerzÃ¶gerung des Rechtsstreits fÃ¼hren wÃ¼rde. In
diesem Zusammenhang hat der Senat mit der VerfÃ¼gung vom 21. September
2021 bereits ausdrÃ¼cklich darauf hingewiesen, dass es das Ablehnungsgesuch
gegen den Senat nicht rechtfertigt, das Betreiben des Verfahrens von Seiten der
KlÃ¤gerin auszusetzen, bis darÃ¼ber entschieden ist.

UnabhÃ¤ngig davon, dass es der KlÃ¤gerin frei gestanden hat, an der mÃ¼ndlichen
Verhandlung teilzunehmen und sich so GehÃ¶r zu verschaffen (vgl. oben), hat der
Senat den ausdrÃ¼cklichen Antrag, sie persÃ¶nlich anzuhÃ¶ren abgelehnt. Dieser
ist bereits auf kein zulÃ¤ssiges Beweismittel gerichtet. Eine Parteivernehmung
kommt weder auf Antrag noch von Amts wegen in Betracht, da Â§Â 118Â Abs.Â 1
Satz 1 SGG nicht auf die Â§Â§ 445 ff. ZPO verweist (vgl. BSG, Beschluss vom 1. Juli
2021 â�� B 9 V 63/20 B â��, juris, Rz. 7). Im Ã�brigen hat die KlÃ¤gerin keine
GrÃ¼nde aufgezeigt, aus denen sich der Senat zu einer persÃ¶nlichen AnhÃ¶rung
hÃ¤tte gedrÃ¤ngt sehen mÃ¼ssen, solche sind auch sonst nicht ersichtlich. Soweit
sie in ihrem Antrag auf Â§ 112 Abs. 2 SGG verweist, normiert dieser in erster Linie
die ErÃ¶rterung des Sach- und StreitverhÃ¤ltnisses mit den Beteiligten, die im
Rahmen der mÃ¼ndlichen Verhandlung stattgefunden und an der die KlÃ¤gerin
persÃ¶nlich aus eigenem Entschluss nicht teilgenommen hat (vgl. oben), aber durch
ihren ProzessbevollmÃ¤chtigten vertreten wurde. Soweit sie geltend macht, dass
sich die AnhÃ¶rung auf alle entscheidungserheblichen UmstÃ¤nde, zu denen sie
Angaben machen kÃ¶nne, insbesondere auf ihre psychische BeeintrÃ¤chtigung und
die berufliche Betroffenheit beziehen solle, sind keine konkreten tatsÃ¤chlichen
UmstÃ¤nde aufgezeigt worden, die Ã¼ber die bisherige Aktenlage hinaus einer
AufklÃ¤rung durch eine persÃ¶nliche AnhÃ¶rung der KlÃ¤gerin bedurft hÃ¤tten.

Die Berufung konnte daher keinen Erfolg haben und war zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung hinsichtlich aller drei Instanzen folgt aus Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde, die Revision zuzulassen, sind nicht gegeben, da die Voraussetzungen des
Â§Â 160 Abs.Â 2Â SGG nicht vorliegen.
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